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Ziel des Leitfadens

ZIEL DES LEITFADENS

Am 1. Januar 2024 ist das Wärmeplanungsgesetz 
(WPG) in Kraft getreten. Ziel des Gesetzes ist die Trans­
formation der Wärmeversorgung hin zu einer bundes­
weiten klimaneutralen Wärmeversorgung bis zum Jahr 
2045. Verantwortlich für die Umsetzung des Gesetzes 
sind die Bundesländer und Kommunen, die bis zum 
Jahr 2028 eigene kommunale Wärmepläne erstellen 
müssen. 

Auch wenn das Gesetz eine Beteiligung der Öffent­
lichkeit an der kommunalen Wärmeplanung vorsieht, 
ist diese größtenteils auf Information, Einsichtnahme 
von Zwischenergebnissen und die Möglichkeit zur 
Stellungnahme beschränkt. Eine frühzeitige und kon­
tinuierliche Beteiligung entlang des gesamten Pla­
nungsprozesses ist nicht vorgesehen. Dies ist proble­
matisch, da die Öffentlichkeit und insbesondere die 
organisierte Zivilgesellschaft Korrektive gegenüber 
den Trägern der Wärmeplanung sein können, vor al­
lem hinsichtlich der ökologischen Sinnhaftigkeit und 
der Sozialverträglichkeit der Maßnahmen. Weiterhin 
birgt die Umsetzung des WPG zahlreiche Fallstricke, 
die sich insbesondere auf Mieter*innen nachteilig aus­
wirken können.

Der vorliegende Leitfaden hat deshalb zum Ziel, die 
Öffentlichkeit und Zivilgesellschaft bestmöglich über 
ihre Beteiligungsmöglichkeiten an der kommunalen 
Wärmeplanung zu informieren. Dieser Leitfaden rich­

tet sich vorrangig an Mieter*innen- und Klimainitiati­
ven, die sich für eine bezahlbare und nachhaltige Wär­
mewende in ihrer Nachbarschaft einsetzen möchten. 
So kann durch kluges Agieren an den richtigen Stellen 
und zur richtigen Zeit Transparenz hergestellt und eine 
Beteiligung eingefordert werden, die zur tatsächlichen 
Mitgestaltung einlädt. Der Leitfaden bietet darüber hi­
naus eine gute Grundlage für Journalist*innen und Re­
daktionen, die die Komplexität des WPG für die breite 
Öffentlichkeit übersetzen möchten. 

Der Leitfaden besteht aus zwei Teilen: Der erste Teil 
(Kapitel 1–3) erklärt ausführlich die kommunale Wär­
meplanung in Deutschland, erläutert wo die Problem­
felder liegen und zeigt Erfahrungen der Wärmewende 
aus Dänemark auf. 

Der zweite Teil des Leitfadens (Kapitel 4–7) behandelt 
die Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der kommu­
nalen Wärmeplanung. Es wird erläutert, welche Vor­
teile die Öffentlichkeitsbeteiligung mit sich bringt und 
welche Beteiligung nach dem Wärmeplanungsgesetz 
möglich ist (formelle Beteiligung). Darüber hinaus zeigt 
der Leitfaden zahlreiche Möglichkeiten auf, sich dar­
über hinaus in die kommunale Wärmeplanung einzu­
bringen und umfassendere Beteiligungsmöglichkeiten 
bei der eigenen Kommune einzufordern (informelle Be­
teiligung). Der zweite Teil schließt mit einer Vorstellung 
von Best-Practice-Beispielen ab. 
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TEIL I: KOMMUNALE  
WÄRMEPLANUNG
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Ausgangslage: Wie gelingt die Wärmewende?

1 AUSGANGSLAGE: WIE GELINGT DIE WÄRMEWENDE?

Kurzfassung: Mehr als 50 Prozent des Endenergiever­
brauchs in Deutschland entfallen auf die Erzeugung 
von Wärme, davon 27 Prozent auf den Gebäudesek­
tor. Wärme wird noch weitestgehend durch fossile 
Energien hergestellt. Um die Klimaziele zu erreichen, 
soll die Wärmeerzeugung ab 2045 in Deutschland kli­
maneutral sein. Hierfür hat die Bundesregierung di­
verse Weichen gestellt, beispielsweise mit dem Ge­
bäudeenergiegesetz (GEG, ein Teil davon ist auch als 
«Heizungsgesetz» bekannt). Für Verbraucher*innen ist 
entscheidend, dass die Wärmewende fair, nachhaltig 
und bezahlbar ist.

1.1 WÄRMEVERSORGUNG  
IN DEUTSCHLAND
Das Wärmeplanungsgesetz sieht vor, dass Bundeslän­
der und Kommunen ihre Wärmeversorgung bis 2045 
klimaneutral gestaltet haben (WPG 2023). Um die im 
Wärmeplanungsgesetz vorgeschriebene Transforma­
tion zur klimaneutralen Wärmeversorgung zu vollzie­
hen, ist es wichtig, dass sie effizient, nachhaltig und 
fair gestaltet wird, also ökologische und soziale Aspek­
te in den Blick genommen werden. Neben Steuerungs­
mechanismen und Regulierung seitens des Staates ist 
deswegen auch der Einsatz der Zivilgesellschaft wich­
tig. Sie sollte die Wärmewende prüfend begleiten und 
an ihr mitwirken, auch damit sie am Ende für alle be­
zahlbar bleibt.

Wärme, dazu zählen Raumwärme, Prozesswärme, 
Warmwasser und Kälteerzeugung, macht heute noch 
über 50 Prozent des gesamten Endenergieverbrauchs 
in Deutschland aus (siehe Abbildung 1) (UBA 2025a). 
Der größte Teil dieser Wärme wird in Deutschland nach 
wie vor über fossile Energien erzeugt. 2024 lag der An­
teil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch 
für Wärme und Kälte bei nur 18,1 Prozent. Damit steht 
die Wärmewende in Deutschland noch am Anfang.

Auch wenn der Wärmeverbrauch in den vergange­
nen Jahren leicht zurückgegangen ist – Grund hierfür 
sind sowohl wärmere Winter als auch Energieeffizienz­
maßnahmen –, ist der Bedarf an Wärme in privaten 
Haushalten, Industrie, Gewerbe, Handel und im Dienst­
leistungssektor weiterhin hoch. Entsprechend groß 
sind die Mengen an ausgestoßenen Treibhausgasen 
wie Kohlenstoffdioxid (CO2). Mit rund 112 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalenten (Stand 2022) verursachte der 
Gebäudesektor ganze 40 Prozent der gesamtdeutschen 
CO2-Emissionen (dena 2023). Ungefähr drei Viertel die­
ser Emissionen entstehen durch Heizen (Hungerland 
2024). Es sind enorme Fortschritte in der Wärmewende 
nötig, möchte Deutschland sein Ziel einer klimaneutra­
len Wärmeversorgung bis 2045 erreichen. 

Für die Kommunen und Bürger*innen ist eine zeitna­
he Umstellung ihrer Wärmeversorgung auf erneuerba­
re Energien ratsam. Die bisherige Wärmeversorgung 
mit fossiler Energie wird durch die CO2-Bepreisung 

schrittweise höhere Kosten verursachen. Mit Beginn 
des Jahres 2025 stieg der Preis pro Tonne CO2 im na­
tionalen Emissionshandel für die Sektoren Wärme und 
Verkehr von 45 Euro auf 55 Euro. Ursprünglich ab dem 
Jahr 2027 – nach dem jüngsten EU-Ratsbeschluss ab 
2028 – sind mit dem Übergang dieser CO2-Bepreisung 
in das neue europäische Emissionshandelssystem für 
diese beiden Sektoren (ETS 2) weitere Preissteigerun­
gen zu erwarten. Auch die Beschaffung fossiler Brenn­
stoffe und die Importabhängigkeit Deutschlands im 
Kontext geopolitischer Krisen werden zu Preisschwan­
kungen und tendenziell höheren Preisen führen (Bun­
desregierung 2024). Wie beim europäischen Emissi­
onshandelssystem für Energiewirtschaft und Industrie 
(ETS 1) wird es im ETS 2 eine Mengensteuerung der 
zulässigen Treibhausgasemissionen geben (Cap). 
Durch das Prinzip «Cap and Trade» (dt. etwa «deckeln 
und handeln») gibt es eine jährlich sinkende Obergren­
ze an Emissionsrechten, die an die Inverkehrbringer 
von Heiz- und Brennstoffen versteigert werden und 
handelbar sind. 

Dieses System kann zu politischen Verwerfungen 
führen. Hohe Preissprünge sind nicht ausgeschlossen, 
und es ist damit zu rechnen, dass reichere Länder über­
proportional viele Zertifikate kaufen. Hohe CO2-Preise 
treffen überdies ärmere EU-Länder und sozial schwä­
chere Haushalte stärker. Darüber, wie dem – zumin­
dest teilweise – entgegengewirkt werden kann, lau­
fen in Brüssel noch politische Diskussionen. Nicht nur 
angesichts dieses bisher unsicheren Zukunftsszenari­
os im Hinblick auf die Preisgestaltung fossiler Wärme­
versorgung ist es für Kommunen deshalb ratsam, die 
kommunale Wärmeversorgung frühzeitig zu planen 
und dabei auf erneuerbare Energien zu setzen. 

1.2 WEICHENSTELLUNGEN FÜR  
EINE KLIMANEUTRALE UND FAIRE 
WÄRMEWENDE
Die Abkehr von fossiler Wärme ist für Verbraucher*innen 
in der Regel nicht nur wirtschaftlich, sondern aufgrund 
des großen Anteils der Wärme am Endenergiever­
brauch auch zentral dafür, die energie­ und klimapoli­
tischen Ziele zu erreichen. Damit die Wärmewende ge­
lingt, bedarf es einer Senkung des gesamtdeutschen 
Energiebedarfs, einer Erhöhung des Anteils erneuerba­
rer Energien in der Wärmeerzeugung, Effizienzsteige­
rungen und einer stärkeren Kopplung des Stromsektors 
mit dem Wärmesektor (Sektorkopplung). Es werden 
insbesondere wirksame ordnungspolitische Maßnah­
men benötigt, um die Wärmewende in die gewünschte 
Richtung zu lenken. Andernfalls droht die Wärmewen­
de an teuren Effizienzverlusten und an Verunsicherun­
gen, insbesondere bei Wohnungseigentümer*innen, 
zu scheitern. Zahlreiche Scheinlösungen, wie bei­
spielsweise die von einigen Akteuren propagierte Aus­
sicht auf vermeintliche «H2­ready»­Gasheizungen 
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(später angeblich mit Wasserstoff betreibbare Heizan­
lagen) sowie auf Wasserstoffleitungen bis zum End­
kunden (die es nie geben wird), zeigen bereits gefähr­
liche Entwicklungen auf. Sie basieren auf einem 2023 
aufgeweichten Heizungsgesetz. Notwendig wären 
vielmehr klare Regeln und auskömmliche Förderungen 
für Wärmepumpen und saubere Fernwärme, um nicht 
nur die Klimaziele zu erreichen, sondern auch die Be­
zahlbarkeit sicherzustellen. 

Abbildung 1: Wärmeverbrauch nach Energieträgern inklusive Kälteanwendungen (2008–2023)

Anmerkung: TWh = Terrawattstunden 
Quelle: UBA 2025a

Gegenwärtig ist die Wärmewende jedoch für vie­
le Bürger*innen und Kommunen mit zahlreichen Un­
sicherheiten und Sorgen verbunden, da Unklarheiten 
über zu wählende Lösungsoptionen bestehen und 
eventuell kostenintensive, aber nicht adäquate Maß­
nahmen ergriffen werden. Dies ist auch deshalb pro­
blematisch, weil die letzten Jahre gezeigt haben, wie 
die Herausforderungen der Wärmewende von be­
stimmten politischen Kreisen und Medien für Desinfor­
mation, Hetzkampagien und gegen die Energiewende 
missbraucht werden kann («Heizhammer») (vgl. Staudt 
2024). 

Oberstes Leitziel sollte daher die Transformation 
hin zu einer dekarbonisierten, resilienten und vor al­
lem sozial gerechteren Wärmeversorgung sein, die 
die Verbraucher*innen mitnimmt und nicht mit unfai­
ren und langfristig hohen Kostensteigerungen kon­
frontiert. Dabei ist zu beachten, dass die Umrüstung 
der eigenen Wärmeversorgung für viele Menschen ei­
ne Hürde darstellt. Auch wenn zu erwarten ist, dass 
eine Wärmeversorgung mit erneuerbaren Energi­
en für Verbraucher*innen auf lange Sicht günstiger 

sein wird, ist die Umrüstung der eigenen Heizung 
mit hohen Kosten verbunden, die sich erst über vie­
le Jahre amortisieren und deshalb vorfinanziert wer­
den muss. Mieter*innen haben zusätzlich das Pro­
blem, dass sie von der Entscheidung der Haus­ bzw. 
Wohnungseigentümer*innen abhängig sind. Eine vo­
rausschauende Transformation unserer Wärmeversor­
gung muss dies im Blick haben.

Die Bundesregierung hat für die Wärmewende in 
den letzten Jahren relevante Weichen gestellt. So et­
wa durch diverse Förderprogramme, beispielsweise 
zum Einbau klimafreundlicher Heizsysteme oder die 
schon genannte Einführung des CO2­Preises für Heiz­ 
und Brennstoffe. Neben dem im Jahr 2019 beschlos­
senen und 2021 verschärften Bundes­Klimaschutzge­
setz (KSG) und dem Energieeffizienzgesetz (EnEfG) aus 
dem Jahr 2023 ist das Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
2020 in Kraft getreten. Es wurde zuletzt 2024 novel­
liert, Teile der Änderungen wurden als «Heizungsge­
setz» bekannt. Das GEG verfolgt nun das Ziel, dass in 
Deutschland ab 2045 nur noch klimaneutral geheizt 
wird. Es enthält zudem Anforderungen an die energeti­
sche Qualität von Gebäuden. 

Die technologieoffenen Regelungen des GEG las­
sen dabei mehrere Erfüllungsoptionen zu. So ist ne­
ben Wärmepumpen und diversen wärmeerzeugen­
den Heizungsanlagen auf Basis erneuerbarer Energien 
auch der Anschluss an ein Wärmenetz möglich (z. B. 
Fernwärme). Auf dem Weg dorthin dürfen Heizungen 
seit 2024 in Neubauten in Neubaugebieten nur instal­
liert werden, wenn mindestens 65 Prozent der benö­
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tigten Energie aus erneuerbaren Quellen stammen, 
während funktionsfähige oder reparierbare Heizun­
gen im Bestand zunächst nicht ausgetauscht werden 
müssen. Eine Austauschpflicht für Bestandsheizungen 
gilt nur unter gewissen Umständen, zudem bestehen 
Übergangsfristen. Ab 2028 sollen sodann alle Heizun­
gen mit mindestens 65 Prozent erneuerbaren Energi­
en betrieben werden und ab Mitte der 2040er-Jahre 
dann schließlich zu 100 Prozent. Allerdings enthält das 
GEG zahlreiche Ausnahme- und Übergangsregelun­
gen, durch die diese Zielvorgaben umgangen werden 
können. So gilt beispielsweise beim Austausch einer ir­
reparablen Heizung eine Übergangsfrist von fünf Jah­
ren zur Erreichung der 65-Prozent-Regelung; bei An­
schluss an ein geplantes, noch nicht abgeschlossenes 
Wärme- oder Wasserstoffnetz gilt eine Übergangsfrist 
von zehn Jahren; bei Etagenheizungen in Mehrfamili­
enhäusern gelten im Einzelfall Übergangsfristen von 
bis zu 13 Jahren.

Diese Übergangsregelungen, Ausnahmen und an­
dere Schwierigkeiten (wie etwa Personalmangel in den 
Kommunen, mangelnde Finanzierung, Unsicherheiten 
bei Verbraucher*innen) erschweren es, das Ziel der kli­

maneutralen Wärmeversorgung bis 2045 zu erreichen. 
Insbesondere die Möglichkeit von Wasserstoff als Er­
füllungsoption neben erneuerbaren Energien gilt in 
Fachkreisen und bei Umweltverbänden als ineffiziente 
und teure Sackgasse. Dadurch entstehende Engpässe 
für den ohnehin knappen grünen Wasserstoff in Sek­
toren, die nicht anders zu dekarbonisieren sind – wie 
die Stahlproduktion, Teile der Chemieindustrie und der 
Flug- und Seeverkehr –, könnten das Erreichen der Kli­
maziele Deutschlands gefährden. 

Überdies besteht zu befürchten, dass Vorgaben des GEG 
in Zukunft weiter abgeschwächt werden, da laut aktu­
ellem Koalitionsvertrag (CDU/CSU/SPD 2025) die No­
vellierung aus dem Jahr 2024 rückgängig gemacht 
und das GEG insgesamt «technologieoffener, flexibler 
und einfacher» gestaltet werden soll. Dies birgt die Ge­
fahr einer weiteren Ambitionsminderung. Umso wich­
tiger ist es, dass engagierte Kommunen gemeinsam 
mit der Zivilgesellschaft die Wärmewende für ihre Re­
gion fördern und frühzeitig gemeinsam umweltfreund­
liche und gerechte Wärmeplanungen erstellen. Die 
entsprechenden Beteiligungsmöglichkeiten werden in 
diesem Leitfaden aufgezeigt.



9

Einführung: Wie ist die Transformation der Wärmeversorgung geplant?

2 EINFÜHRUNG: WIE IST DIE TRANSFORMATION  
DER WÄRMEVERSORGUNG GEPLANT?

Kurzfassung: Seit Januar 2024 ist das Wärmepla­
nungsgesetz in Kraft und muss in erster Linie durch 
die Kommunen umgesetzt werden. Dazu müssen die 
Kommunen eigene Wärmepläne erstellen, die in meh­
reren Phasen entwickelt werden. Sie teilen die Kom­
mune in Wärmeversorgungsgebiete ein und liefern 
für jedes Gebiet eine genaue Konzeption der zukünf­
tigen Wärmeversorgung. Die kommunale Wärme­
planung soll einen massiven Umbau der Wärmeinfra­
struktur hin zu erneuerbaren Energien veranlassen. Für 
Verbraucher*innen ist es wichtig, dass bei der Planung 
Bedingungen für eine sozial gerechte und klimafreund­
liche Wärmewende geschaffen und dass ihre Stimmen 
gehört werden. Eine Öffentlichkeitsbeteiligung ist ge­
setzlich in verschiedenen Phasen der Planung veran­
kert, bleibt aber begrenzt.

2.1 KOMMUNALE WÄRMEPLANUNG 
NACH DEM WÄRMEPLANUNGSGESETZ
Die in Kapitel 1.2 genannten Übergangsregelungen im 
Gebäudeenergiegesetz (GEG) zur Umstellung der Heiz­
systeme sollen es den Hauseigentümer*innen ermög­
lichen, ihre (neuen) Heizungssysteme auf die bevorste­
hende kommunale Wärmeplanung abzustimmen (z. B. 
kommt Fernwärme oder lohnt sich eine eigene Wär­
mepumpe?). Insofern ist das GEG eng an das Wärme­
planungsgesetz (WPG) gekoppelt. Die GEG-Novelle 
und das WPG wurden entsprechend aufeinander ab­
gestimmt und traten zeitgleich am 1. Januar 2024 in 
Kraft (Deutscher Bundestag 2023a). Das WPG ver­
pflichtet die Bundesländer und Kommunen dazu, ei­
ne flächendeckende Wärmeplanung durchzuführen. 
Diese Planung soll auf die lokalen Gegebenheiten ab­
gestimmt werden und den Bürger*innen, Kommunen 
und Versorgern Orientierung in der Transformation hin 
zur kosteneffizienten und klimafreundlichen Wärme­
versorgung bieten. Seit Inkrafttreten des WPG liegt es 
an den Ländern, das Gesetz in Landesrecht zu überfüh­
ren und Wärmepläne zu erstellen. Die Länder müssen 
dabei auch festlegen, welche Behörde bzw. Stelle die 
Planung durchführt – de facto wird dies in den meisten 
Fällen die kommunale Ebene sein. Baden-Württem­
berg, Hamburg, Hessen, Schleswig-Holstein und Nie­
dersachsen hatten bereits vor Inkrafttreten des WPG 
eigene rechtliche Vorgaben zur Wärmeplanung erstellt 
(Kluge et al. 2025). Baden-Württemberg ist das erste 
Bundesland, in dem bereits seit 2020/21 eine Verpflich­
tung zur kommunalen Wärmeplanung als Teil eines 
Klimaschutzgesetzes in Kraft ist (Landtag von Baden-
Württemberg 2020, vgl. § 3 Abs. 8 KlimaG BW).

Das WPG enthält Vorgaben zur klimafreundlichen 
leitungsgebundenen Wärmeversorgung und zum Ab­
lauf der Wärmeplanung samt der Erstellung von Wär­
meplänen. Die Wärmeplanung meint dabei eine stra­
tegische Fachplanung, die «Möglichkeiten für den 

Ausbau und die Weiterentwicklung leitungsgebunde­
ner Energieinfrastrukturen für die Wärmeversorgung, 
die Nutzung von Wärme aus erneuerbaren Energien, 
aus unvermeidbarer Abwärme oder einer Kombination 
hieraus sowie zur Einsparung von Wärme aufzeigt und 
die mittel­ und langfristige Gestaltung der Wärmever­
sorgung für das beplante Gebiet beschreibt» (vgl. § 1 
Abs. 1 WPG 2023).

Für die Wärmepläne gibt es je nach Größe der Kom­
munen zeitliche Fristen, bis wann die Wärmepläne er­
stellt und veröffentlicht werden müssen:
a.  in Gemeinden mit über 100.000 Einwohner*innen 

bis Ende Juni 2026
b.  in Gemeinden mit unter 100.000 Einwohner*innen 

bis Ende Juni 2028
c.  Gemeinden mit weniger als 

10.000 Einwohner*in nen dürfen zudem verein­
fachte Wärmeplanungen vornehmen. 

Der Wärmeplan muss dabei die folgenden  
Bestandteile enthalten:
(1)  Ergebnisse der Eignungsprüfung (Phase 2)
(2)  Ergebnisse der Bestandsanalyse (Phase 3)
(3)  Ergebnisse der Potenzialanalyse (Phase 3)
(4)  Ein Zielszenario (Phase 4)
(5)  die Einteilung des beplanten Gebiets in voraus­

sichtliche Wärmeversorgungsgebiete (Phase 4)
(6)  die Darstellung der Wärmeversorgungsart für  

das Zieljahr (Phase 4)
(7)  die Umsetzungsmaßnahmen für die  

Wärmeversorgungsgebiete (Phase 5).

Bei der Eignungsprüfung (Phase 2) gilt es nach Ansicht 
der Bundesregierung zu prüfen, ob sich Teilgebiete mit 
hoher Wahrscheinlichkeit nicht durch ein Wärme­ oder 
Wasserstoffnetz versorgen lassen (bezüglich Wasser­
stoff siehe den Exkurs «Wasserstoff in der kommuna­
len Wärmeplanung», in dem dargelegt wird, dass es 
sich hier um eine Illusion handelt). 

Im Rahmen der Bestandsanalyse (Phase 3) werden 
der derzeitige Wärmebedarf, die hierfür eingesetzten 
Energieträger und Wärmeerzeugungsanlagen sowie 
der Zustand bestehender Energieinfrastrukturanlagen 
im Plangebiet systematisch erfasst. 

Bei der Potenzialanalyse (Phase 3) werden Potenzia­
le für die Wärmeerzeugung aus erneuerbaren Energien 
und Abwärme sowie für die Wärmespeicherung und 
Potenziale zur Wärmeeinsparung quantifiziert. 

Die Ergebnisse dieser Schritte fließen sodann in 
die Entwicklung des Zielszenarios (4), das die künfti­
ge Wärmeversorgung für das Plangebiet darlegt, und 
in die Einteilung des Plangebiets in voraussichtliche 
Wärmeversorgungsgebiete (Phase 4) sowie in die Dar­
legung der Eignungswahrscheinlichkeit bestimmter 
Wärmeversorgungsarten für die Gebiete im Zieljahr. 
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Dadurch soll frühzeitig Planungssicherheit entstehen, 
welche Technologie in welchem Gebiet zum Tragen 
kommen soll. 

Zuletzt werden in der Umsetzungsstrategie (Phase 5) 
Maßnahmen festgelegt, mit denen die Wärmeversor­
gung aus erneuerbaren Energien bis zum Zieljahr er­
reicht werden kann.

Zu den Wärmeversorgungsgebieten zählen:
a. � Wärmenetzgebiete, das heißt ein ausgewiesenes 

Teilgebiet, das aktuell oder künftig mittels eines 
Nah- oder Fernwärmenetzes versorgt wird 

b. � Wasserstoffnetzgebiete, in denen die Wärme­
versorgung künftig mit Wasserstoff erfolgen soll 

c. � Gebiete der dezentralen Wärmeversorgung,  

die also nicht über ein Wärmenetz, sondern über 
individuelle Heizungen wie Wärmepumpen 
versorgt werden

d. � Prüfgebiete, die aufgrund unzureichender Infor­
mationen keinem der anderen Gebiete zugeteilt 
werden können bzw. anderweitig versorgt werden 
sollen. 

Die kommunale Wärmeplanung wird hauptverant­
wortlich von den planungsverantwortlichen Stellen (in 
der Regel den Kommunen) durchgeführt. Diese kön­
nen sich jedoch durch Dritte (z. B. Produzenten von 
Wärme, potenzielle Großverbraucher, Erneuerbare-
Energie-Gemeinschaften und andere) unterstützen 
und beraten lassen (WPG 2023).

EXKURS 1: DÄNISCHES VORBILD FÜR DIE WÄRMEPLANUNG

Das Wärmeplanungsgesetz (WPG) ist maßgeblich 
vom dänischen Modell der kommunalen Wärme­
planung inspiriert. In Dänemark ist eine flächende­
ckende Wärmeplanung bereits seit den 1970er- und 
1980er-Jahren gesetzlich verankert (Walter 2024). 
Dänemark zog bereits aus der Ölkrise der 1970er-
Jahre die richtigen Schlüsse und forcierte den Aus­
bau von Fernwärme. In der Praxis hat sich der däni­
sche Ansatz als sehr wirksam erwiesen. Seit 1979 
schreibt ein dänisches Wärmeversorgungsgesetz 
die kommunale Wärmeplanung verbindlich vor 
(Deutsch-Französisches Zukunftswerk 2025). Jede 
neue Wärmeversorgungslösung muss in Dänemark 
einen größtmöglichen sozioökonomischen Nutzen 
nachweisen – konkret: Ein geplanter Fernwärmean­
schluss wird nur genehmigt, wenn er für die Haus­
halte wirtschaftlicher und umweltfreundlicher ist als 
individuelle Heizungen (ebd.). Flankierend dazu ver­
teuert Dänemark fossile Brennstoffe durch hohe Ab­
gaben, sodass zentrale Wärmenetze meist günstiger 
sind als dezentrale Gas- oder Ölheizungen. Diese po­
litischen Weichenstellungen – verpflichtende kom­
munale Planung, Wirtschaftlichkeitsprüfungen und 
finanzielle Anreize – haben dazu geführt, dass Wär­
menetze in Dänemark flächendeckend etabliert wur­
den. Bereits 1990 galt die Wärmeplanung dort als 
abgeschlossen, das heißt, alle Regionen waren mit 
strategischen Wärmeplänen abgedeckt (ebd.).

Im Ergebnis verfügt Dänemark heute über eine der 
fortschrittlichsten Wärmeversorgungen Europas. 
Rund zwei Drittel der dänischen Haushalte sind an ein 
Fernwärmenetz angeschlossen, in Kopenhagen na­
hezu 100 Prozent (Doering 2023). Zum Vergleich: In 
Deutschland liegt der Fernwärmeanteil nur bei etwa 
jeder siebten Wohnung (ca. 15 Prozent) (ebd.). Die dä­
nischen Wärmenetze sind zudem bereits weitgehend 
dekarbonisiert: Nahezu 77 Prozent der Fernwärme 
werden dort aus erneuerbaren Energien und Abwär­
me gewonnen. Deutschlands Fernwärme hinkt auch 
hier hinterher – nur etwa 27 Prozent der deutschen 
Fernwärme stammt aus Erneuerbaren oder Abwärme 
(Deutsch-Französisches Zukunftswerk 2025). Mög­
lich wurde Dänemarks Erfolg durch konsequente Pla­
nung und Investitionen. Die hohe Versorgungsdich­
te und große Anlagen (wie Müllheizkraftwerke oder 
Großwärmepumpen) ermöglichen eine effiziente und 
bezahlbare Wärmeerzeugung. Trotz einiger Beson­
derheiten – etwa der kritisch zu betrachtenden gro­
ßen Rolle von Biomasse in dänischen Netzen* – dient 
Dänemark insgesamt als funktionierendes Vorbild: Es 
zeigt, dass eine koordinierte Wärmeplanung die Wär­
mewende deutlich voranbringen kann.

* Um die hohen Biomasseimporte, vor allem Holzpellets (Urbansky 2025), bis 
2035 zu reduzieren, stellt Dänemark seine Wärmenetze zunehmend auf ande­
re Energiequellen um, das bedeutet vor allem mehr Geothermie für Fernwärme, 
mehr Industrieabwärme, mehr Umgebungswärme aus Abwasser und mehr So­
larwärme (Neidlein 2025).
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2.2 ERNEUERBARE ENERGIEN IN  
DER WÄRMEPLANUNG
In Anlehnung an das GEG müssen neue Wärmenetze 
seit 2025 zu mindestens 65 Prozent und bestehende 
Wärmenetze ab 2030 zu mindestens 30 Prozent aus 
erneuerbaren Energien, unvermeidbarer Abwärme 
bzw. deren Kombination gespeist werden. Ab 2040 er­
höht sich diese Anforderung auf mindestens 80 Pro­
zent. Gleichzeitig soll der Anteil erneuerbarer Energi­
en in Wärmenetzen im bundesweiten Mittel bis 2030 
50 Prozent betragen. Entsprechend des Klimaschutz­
gesetzes muss die vollständige Klimaneutralität auch 
hier bis 2045 erreicht werden (siehe Abbildung 2). 

Für Energieversorgungsunternehmen bedeuten die­
se Vorgaben eine gewaltige Umstellung. Während die 
Kommune der Träger der Wärmeplanung bleibt, erge­
ben sich für Energieversorgungsunternehmen – ins­
besondere für Betreiber von Wärmenetzen – umfang­
reiche neue Pflichten, aber auch Chancen. Zum einen 
werden die kommunalen Versorger (wie Stadtwerke, 
Fernwärmegesellschaften oder Energiegenossen­
schaften) eng in den Planungsprozess eingebunden. 
Sie müssen Daten über Bestandsnetze, Erzeugungs­
anlagen und Verbräuche liefern und gemeinsam mit 
den Kommunen die Zielszenarien (siehe Phase 4) ent­
wickeln (Walter 2024). Zum anderen verpflichtet das 
Gesetz die Versorger, massiv zu investieren und ihre 
Netze klimafreundlich umzubauen, um den zeitlichen 
Vorgaben zu genügen. Betreiber von bestehenden 
Fernwärmenetzen müssen nun gesetzlich garantiert 
ihren Erzeugungsmix «erneuerbar» machen. Die oben 
genannten Quoten sind bindend und werden voraus­
sichtlich behördlich überwacht. Diese Umstellung 
kommt einem beschleunigten Energieträgerwechsel 

gleich: Weg von Kohle und Erdgas hin zu Großwärme­
pumpen, Geothermie, Solarthermie, Biomasse und in­
dustrieller Abwärme. Manche Versorger haben zwar 
bereits Dekarbonisierungspläne, aber nun gibt es ei­
nen klaren gesetzlichen Zeitrahmen. 

Gleichzeitig eröffnet die kommunale Wärmeplanung 
Potenziale für den Ausbau der Fernwärme. Die Bundes­
regierung rechnet vor, dass rund 100.000 Gebäude pro 
Jahr neu ans Wärmenetz angeschlossen werden müs­
sen, um die Klimaziele zu erreichen (WD 2024). Das 
entspricht einer Verdreifachung der Anzahl der Haus­
halte, die zurzeit mit Fernwärme versorgt werden, von 
rund sechs Millionen Wohnungen auf etwa 18–20 Mil­
lionen Wohnungen (Doering 2023). Für Fernwärmeun­
ternehmen bedeutet dies einen erheblichen Ausbau 
ihrer Netze und Kund*innen. Der Fernwärmeausbau 
muss jedoch durch Preisregulierungsmaßnahmen be­
gleitet werden (siehe mehr dazu in Kapitel 3.3).

Abbildung 2: Regelungen nach Wärmeplanungsgesetz zum Anteil erneuerbarer Energie  
und unvermeidbarer Abwärme in Wärmenetzen

Anteil erneuerbarer Energie/unvermeidbare Abwärme

Bestehende Wärmenetze
müssen bis 2030 einen Anteil  

von 30 % und bis 2040 einen Anteil  
von 80 % erneuerbarer  

Energie erreichen.

Neue Wärmenetze
müssen ab März 2025 einen Anteil  
von 65 % erneuerbarer  
Energie erreichen.

Quelle: BMWSB 2023

2.3 ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 
NACH DEM WÄRMEPLANUNGSGESETZ
Da die Wärmewende auf lokaler Ebene umgesetzt 
wird, sieht das WPG die Beteiligung von verschiede­
nen Gruppen vor. Dazu zählen die Öffentlichkeit, Trä­
ger öffentlicher Belange, die Netzbetreiber und wei­
terer Stakeholder in der Erstellung der Wärmepläne. 
Tatsächlich sind die im Wärmeplanungsgesetz zugesi­
cherten Beteiligungsrechte zumindest für die Öffent­
lichkeit (etwa Mieter*innen- oder Umweltinitiativen) 
jedoch stark begrenzt. Zwar werden für sie gewisse 
Rechte zugesichert, aus zivilgesellschaftlicher Sicht 
gehen diese aber nicht weit genug. Im Folgenden wer­
den die Beteiligungsrechte im Wärmeplanungsgesetz 
skizziert.
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Im Gesetz sind lediglich eine Information über den 
Beschluss zur kommunalen Wärmeplanung und eine 
Einsichtnahme in die Eignungsprüfung, Bestands- und 
Potenzialanalyse sowie eine Stellungnahme zum Wär­
meplanentwurf für die Öffentlichkeit vorgesehen. Da­
rüber hinaus ist keine fortlaufende und dauerhafte In­
formationspflicht festgeschrieben. Dies ist in hohem 
Maße problematisch, da die Öffentlichkeit – und ins­
besondere die organisierte Zivilgesellschaft – Korrek­
tive gegenüber den Planungsträgern der kommunalen 
Wärmeplanung sein können, vor allem hinsichtlich der 
ökologischen Sinnhaftigkeit und der Sozialverträglich­
keit der Maßnahmen.

Neben der Öffentlichkeit sind noch weitere Akteure 
vorgesehen, die sich an der Wärmeplanung beteiligen 
sollen. Dazu gehören, wie oben beschrieben, die Trä­
ger öffentlicher Belange (etwa Behörden), Wärmeer­
zeuger, Netzbetreiber und weitere Stakeholder. Durch 
die Beteiligung verschiedener Akteure an der kommu­
nalen Wärmeplanung soll die Qualität der Wärmepla­
nung gesichert werden, indem relevante Fachexperti­
se und lokales Wissen berücksichtigt wird. Zudem soll 
Transparenz durch die Möglichkeit des Einbringens 
eigener Interessen und Standpunkte gesichert wer­
den und zugleich dafür gesorgt sein, dass die Ergeb­
nisse der Wärmeplanung durch alle Akteure mitgetra­
gen werden und somit Akzeptanz erfahren (Ortner et 
al. 2024). 

Die Vorgaben zur Beteiligung an der kommunalen 
Wärmeplanung sind im Wärmeplanungsgesetz (WPG) 
festgeschrieben: 
– �Laut § 7 WBG sind die Öffentlichkeit, Behörden und 

Träger öffentlicher Belange, aktuelle und zukünftige 
Betreiber von Energieversorgungs- und Wärmenet­
zen im beplanten Gebiet, Gemeinden und Gemein­
deverbände (sofern diese nicht die planungsverant­
wortliche Stelle darstellen) an der Wärmeplanung zu 
beteiligen. Darüber hinaus können weitere Akteurs­
gruppen nach § 7 Abs. 3 WPG beteiligt werden. 

– �Daneben gibt § 13 WPG konkretere Ausführungen, 
nach denen die Öffentlichkeit über den kommunalen 

Beschluss zur Wärmeplanung zu informieren ist, Ein­
sicht in die Ergebnisse der Eignungsprüfung, der Be-
stands- und Potenzialanalyse und des Entwurfs des 
Wärmeplans im Internet erhalten soll und hierzu Stel­
lung nehmen können soll. 

–  Sofern eine planungsverantwortliche Stelle ein ver­
einfachtes Verfahren für die Wärmeplanung vorsieht, 
kann nach § 22 WPG der Kreis der Beteiligten nach 
§ 7 WPG reduziert werden, wobei den Beteiligten zu­
mindest die Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben 
werden muss.

Neben den anderen zu beteiligenden Akteursgruppen 
können sich als Teil der Öffentlichkeit im Prozess der 
kommunalen Wärmeplanung einbringen: 
–  einzelne Bürger*innen, darunter Mieter*innen,
–  Gebäude­ und Wohnungseigentümer*innen und 

sonstige Privatpersonen, 
–  Wohnungseigentumsgemeinschaften, 
–  lokale Initiativen wie Bürger*innen­, Mieter*innen­ 

oder Klimainitiativen, 
– Vereine und Verbände, 
– private oder öffentliche Unternehmen,
– Religionsgemeinschaften. 

Bei dieser gesetzlich vorgesehenen Beteiligung wird 
schnell ersichtlich, dass die Beteiligung der verschie­
denen Akteure auf unterschiedlichen Stufen und zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgt und erfolgen 
kann. Während für manche Akteure eine Beteiligung 
an der gesamten Wärmeplanung von vorneherein vor­
gesehen ist (etwa für Energieversorger oder Wärme­
netzbetreiber), können andere Akteure optional eben­
falls über die gesamte Wärmeplanung beteiligt werden 
(wie Wärmeproduzenten oder Großverbraucher). Die 
Öffentlichkeit steht aufgrund der nur punktuell vorge­
sehen Möglichkeit zu Beteiligung und der wenig weit­
reichenden Beteiligungsrechte auf die niedrigste Stufe 
der beteiligten Akteure. Abbildung 3 verdeutlicht, an 
welchen Stellen im Prozess der Planung und Umset­
zung die Öffentlichkeit welche Rechte hat. 
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Abbildung 3: Verpflichtende Akteurs- und Öffentlichkeitsbeteiligung nach dem Wärmeplanungsgesetz

Quelle: eigene Darstellung, WPG 2023
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3 MÖGLICHE PROBLEMFELDER

Kurzfassung: Die kommunale Wärmeplanung birgt 
zahlreiche Probleme in unterschiedlichen Bereichen 
und zu verschiedenen Zeitpunkten der Planung. Da­
zu gehören fehlende verbindliche Vorgaben, Kosten­
fallen, Desinformationen und Scheinlösungen, in­
transparente Preisstrukturen und weitere Konflikte. 
Einige der Probleme können sich besonders stark auf 
Verbraucher*innen auswirken. Für Initiativen ist es 
wichtig, diese Problemfelder zu kennen, um frühzeitig 
intervenieren zu können. 

Die Wärmewende wird sich über viele Jahre vor Ort 
in und vor den Gebäuden von Bürger*innen, Unterneh­
men und der öffentlichen Hand vollziehen, und dies 
nicht nur bis zur Verabschiedung und ersten Umset­
zung der kommunalen Wärmeplanung, sondern auch 
bei deren Fortschreibung im Laufe der Jahre. Sie be­
sitzt zudem ein hohes Konfliktpotenzial aufgrund der 
unterschiedlichen Interessen der Akteursgruppen. 
Insbesondere die langen Investitions- und Genehmi­
gungszyklen im Gebäude- und Infrastrukturbereich be­
dürfen einer frühzeitigen Orientierung. Um die kom­
munale Wärmeplanung als Chance für eine gerechte 
Transformation zu nutzen, ist es von Bedeutung, sich 
bereits frühzeitig möglicher Herausforderungen anzu­
nehmen und sie offen und transparent im Prozess der 
Öffentlichkeitsbeteiligung zu diskutieren. Nachfolgend 
werden verschiedene Konflikt- und Problemfelder auf­
gezeigt.

3.1 FEHLENDE RECHTLICHE  
VORGABEN FÜR DIE UMSETZUNG  
DER KOMMUNALEN WÄRMEPLANUNG
Das erste Problem, aus dem sich viele weitere erge­
ben, ist die fehlende rechtliche Verbindlichkeit der Um­
setzung der kommunalen Wärmepläne. Zwar muss die 
Umsetzung der Wärmepläne alle fünf Jahre überprüft 
und bei Bedarf überarbeitet werden, es handelt sich je­
doch bei der Wärmeplanung nach § 3 WPG um «eine 
rechtlich unverbindliche, strategische Fachplanung». 
Das bedeutet, dass Länder und Kommunen nicht ver­
pflichtet sind, den Maßnahmenkatalog des Wärme­
plans tatsächlich umzusetzen. Genauso besteht we­
der für Bürger*innen die Verpflichtung, sich an ein 
bestehendes oder geplantes Wärmenetz anzuschlie­
ßen, auch haben sie keinen Rechtsanspruch auf einen 
Netzanschluss, noch sind Kommunen oder Wärmever­
sorgungsunternehmen verpflichtet, Wärmenetze zu 
verwirklichen. Diese Unverbindlichkeit wird durch feh­
lende Sanktionsmechanismen im Falle von Ziel- oder 
Fristenverfehlung unterstrichen. Rechtliche Verbind­
lichkeit für die Endkund*innen würde erst dann be­
stehen, wenn Kommunen entsprechende Satzungen 
erlassen, die beispielsweise einen Anschluss- und Be­
nutzungszwang festlegen.

3.2 KOSTENVERTEILUNG DER  
TRANSFORMATION: MIETER*INNEN  
SIND BESONDERS BETROFFEN
Die kommunale Wärmewende kann Mieter*innen in 
Deutschland finanziell belasten, wenn sie nicht sozial 
gerecht umgesetzt wird. Mieter*innen in Deutschland 
verfügen über ein durchschnittlich geringeres Einkom­
men als Eigentümer*innen. Deutschland stellt im inter­
nationalen Vergleich ein Mieterland dar. Rund 43 Milli­
onen Menschen leben zur Miete, das entspricht etwa 
53 Prozent der Bevölkerung (Deutscher Mieterbund 
2025). Der Anteil der Mietswohnungen am Gesamt­
wohnungsbestand liegt bei rund 58 Prozent (GdW 
2024). Mieter*innenvereine fordern aus diesem Grund, 
dass die neue Wärmeversorgung und entsprechende 
Sanierungsumlagen bezahlbar sein müssen (ebd.).

Die Wärmewende kann sich für Mieterinnen in meh­
reren Hinsichten finanziell nachteilig auswirken:

Kein Mitspracherecht: In Mietshäusern wird die 
Entscheidung über die Art der Beheizung von den 
Eigentümer*innen unter Berücksichtigung der Vorga­
ben des GEG getroffen. Während Eigentümer*innen 
ein ökonomisches Interesse daran haben, die Inves­
titionskosten für den Umbau des Heizungssystems 
gering zu halten, spielen für sie die Kosten für die Be­
heizung selbst keine Rolle, denn diese Kosten tragen 
die Mieter*innen. Können Mieter*innen nicht mitre­
den, wird unter Umständen ein Heizungssystem ein­
gebaut, das hohe monatliche Kosten verursacht, aber 
in der Anschaffung günstiger ist als alternative Heiz­
systeme.

Umlage von Installationskosten: Auch wenn sich 
die Verpflichtung, kommunale Wärmepläne zu erstel­
len, an die öffentliche Hand und die Versorger rich­
ten, so hat diese Planung in Verbindung mit dem GEG 
trotzdem direkte Auswirkungen auf die Mieter*innen. 
Denn die anfallenden Umrüstungs- und Installations­
kosten können zum Teil auf die Mietkosten umgelegt 
werden. Im Rahmen der GEG-Novelle wurden zwar 
Regelungen geschaffen, die das Weitergeben der 
Kosten für Heizungsumstellungen begrenzen. Trotz­
dem ist eine Umlage der Kosten in bestimmter Höhe 
erlaubt, wodurch es trotz potenzieller Energieeinspa­
rungen zu höheren Warmmieten kommen kann (BM­
WE 2024).

Fehlende Kostenverteilung in der Planung: Die 
bisherige Erfahrung zeigt, dass die Wärmeplanung 
in vielen Gemeinden ohne eine genaue Analyse der 
Stromnetze erfolgt. Das hat zur Folge, dass dort zu er­
wartende Kosten nicht sauber erfasst und verteilt wer­
den. So ist es oft notwendig, dass für Wärmepumpen 
die Netze – gerade auch in wohlhabenderen Einfamili­
enhausgebieten – verstärkt werden müssen. Die Kos­
ten dafür werden im Regelfall nicht über Baukostenzu­
schüsse der einzelnen Häuser gezahlt, sondern auf die 
Netzentgelte aller Verbraucher*innen im Verteilnetzge­
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biet umgelegt. Diese gleichmäßige Aufteilung der Kos­
ten trifft ökonomisch schlechter gestellte Menschen 
in Relation stärker. Eine faire Wärmeplanung muss die 
saubere Analyse der Stromnetze und eine faire Kosten­
verteilung der Transformation mitdenken.

Erhöhte Preise durch Versorger: Die kommunale 
Wärmeplanung ist einerseits mit Planungskosten für 
Kommunen verbunden, die teilweise durch Bundes­
mittel gedeckt werden. Andererseits ist sie vor allem 
mit Investitionskosten für Stadtwerke sowie Energie- 
und Wärmeversorger verbunden, beispielsweise für 
den Netzausbau, den Bau neuer Wärmeerzeugungsan­
lagen bzw. die Umstellung vorhandener Anlagen auf 
erneuerbare Energien oder den Flächenerwerb. Wäh­
rend die Bundesregierung den Kommunen für die Pla­
nungskosten rund 500 Millionen Euro Förderung bis 
2028 zur Verfügung stellt und somit insbesondere klei­
nere Kommunen, Kommunen mit angespannter Haus­
haltslage und Kommunen ohne eigene Stadtwerke 
entlasten kann, werden die Kosten der Umsetzung der 
kommunalen Wärmeplanung1 nicht über sogenannte 
Konnexitätszahlungen des Bundes oder der Länder un­
terstützt (Botta et al. 2024). Dadurch besteht die Ge­
fahr, dass die Versorger die Kosten über ihre Preise für 
Heizenergie und Fernwärme an die Verbraucher*innen 
weitergeben, sodass die Wärmekosten für Haushalte 
stark ansteigen. Ohne gezielte Förderprogramme und 
politisches Eingreifen, beispielsweise durch eine staat­
liche Preisaufsicht oder die Absenkung der Stromsteu­
er, können die Kostensteigerungen nicht abgefedert 
werden. 

Die möglichen Kostenfallen für Mieter*innen wer­
den zurzeit nicht ausreichend adressiert. Weder das 
GEG noch das WPG enthält wirksame Schutzmecha­
nismen, die eine Warmmietenneutralität für Mieten­
de gewährleisten. Dadurch kann die kommunale Wär­
meplanung zu Konflikten zwischen Vermietenden und 
Mieter*innen führen. 

Dem steht die Einschätzung der Bundesregierung 
gegenüber, dass moderne Heizungen die Betriebskos­
ten senken, weil insbesondere die Effizienzgewinne 
und der Wegfall hoher Preise für fossile Brennstoffe 
die Heiznebenkosten reduzieren (BMWE 2024). So­
mit soll im Idealfall die Warmmiete für Mieter*innen 
kaum steigen oder sogar sinken, da zwar die Grund­
miete etwas erhöht werden kann, aber die Heizkosten 
durch effizientere, klimafreundliche Systeme geringer 
ausfallen. Nicht zuletzt könnten Mieter*innen langfris­
tig von stabileren Wärmepreisen profitieren, wenn die 
kommunale Wärmeplanung den Weg zu effizienten 
Infrastrukturen öffnet, so die Perspektive der Bundes­
regierung. 

Es bleibt festzuhalten, dass die finanziellen Auswir­
kungen der Wärmeplanung für die Verbraucher*innen 
von Fall zu Fall unterschiedlich sind und sein werden. 
Der von der Bundesregierung angesprochene Ideal­
fall wird nämlich nicht quasi automatisch eintreten. 
Eine sozial gerechte Wärmewende benötigt eine so­
zialverträgliche Ausgestaltung von Förderprogram­

men, Umlagebegrenzungen, eine wirksame Preisauf­
sicht bei Wärmenetzen und die Berücksichtigung von 
Mieter*inneninteressen bei der Wärmeplanung. Nur 
eine informierte öffentliche Diskussion kann dazu füh­
ren, dass soziale Belange berücksichtigt werden. In 
diesem Sinne ist es besonders problematisch, dass die 
Öffentlichkeit nicht an zentralen Entscheidungsprozes­
sen in der kommunalen Wärmeplanung beteiligt wird 
und den gesamten Planungsprozess begleitet. In Ka­
pitel 6 werden mit Bezug auf diese Problematik zahl­
reiche Möglichkeiten der informellen Beteiligung be­
schrieben.

Härtefälle: Nach § 555 des Bürgerlichen Gesetz­
buchs (BGB) können Mieter*innen einen Härtefall gel­
tend machen, wenn geplante Maßnahmen und damit 
verbundene Mieterhöhungen eine unzumutbare Här­
te bedeuten. Dies wird jedoch im Einzelfall gericht­
lich geprüft (MVV Energie AG 2024). Soziale Härtefälle 
betreffen insbesondere Mieter*innen, die auf Wohn­
geld, Bürgergeld oder Sozialhilfe angewiesen sind. 
Beim Bürgergeld beispielsweise werden die Wohn­
kosten, das heißt die Kaltmiete, die Betriebskosten 
und die Heizkosten, nur in der «angemessener Hö­
he» übernommen. Eine Antwort auf eine Kleine Anfra­
ge der Partei Die Linke im Bundestag zeigt, dass 2023 
bei 12,2 Prozent der bürgergeldbeziehenden Bedarfs­
gemeinschaften die Wohnkosten nicht in vollständi­
ger Höhe übernommen wurden (Deutscher Bundestag 
2024). Mit Blick auf die angekündigte Bürgergeldre­
form können modernisierungsbedingte Mieterhöhun­
gen dieses Problem künftig weiter verschärfen.

3.3  INTRANSPARENTE  
PREISGESTALTUNG BEI DER  
FERNWÄRMEVERSORGUNG2

Durch die kommunale Wärmeplanung ist künftig 
ein Ausbau von Fernwärmenetzen erwartbar. Insbe­
sondere dort, wo eine zentrale Versorgung durch er­
neuerbare Energien technisch und wirtschaftlich 
machbar ist, beispielsweise in Städten aufgrund des 
potenziell hohen Anschlussgrads. Fernwärme kann 
für Verbraucher*innen preisdämpfend wirken, da gro­
ße Anlagen oft günstiger produzieren. Allerdings ist die 
Fernwärme auch ein Monopolmarkt mit regional star­
ken Preisunterschieden. In einem Fernwärmenetz kön­
nen Kund*innen den Anbieter nicht wechseln und sind 
langen Vertragslaufzeiten ausgesetzt. 

1  Laut Bundesregierung werden sich die Kosten für die Umsetzung der kommu­
nalen Wärmeplanung wie folgt zusammensetzen: «Für die Wirtschaft entsteht ein 
einmaliger Erfüllungsaufwand bis 2028 in Höhe von rund 46 Millionen Euro. Zusätz­
lich entsteht von 2024 bis 2030 ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 
415 Millionen Euro und ab 2031 ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 
770 Millionen Euro. Für die Verwaltung entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand 
bis 2028 in Höhe von rund 535 Millionen Euro. Ab 2029 entsteht ein jährlicher Erfül­
lungsaufwand in Höhe von rund 38 Millionen Euro» (Deutscher Bundestag 2023a). 
Demgegenüber beziffert eine Untersuchung von McKinsey & Company die bun­
desweit benötigten Investitionen für Sanierungen, Wärmenetze und Wärmepum­
pen bis 2030 auf 245 bis 430 Milliarden Euro (Overlack et al. 2025), also deutlich 
höher.  2  Es sei angemerkt, dass sich dieser Leitfaden weder ausschließlich für 
eine zentrale leitungsgebundene oder dezentrale Wärmeversorgung ausspricht. 
Je nach lokalen Gegebenheiten können zentrale oder dezentrale Lösungen eine 
valide Option darstellen. Vielmehr gilt es, die Klimafreundlichkeit und Sozialver­
träglichkeit der Ausgestaltung der jeweiligen Lösungsoption im Blick zu behalten.
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Um die Monopolstellung der Fernwärmeanbieter 
in der Preisgestaltung zu unterbinden, beinhaltet die 
Preisgestaltung ein sogenanntes Marktelement und 
ein Kostenelement. § 24 Abs. 4 der «Verordnung über 
Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Fern­
wärme» schreibt vor, dass auch die jeweiligen Verhält­
nisse auf dem Wärmemarkt in der Preisgestaltung be­
rücksichtigt werden müssen. Damit soll die eigentliche 
Monopolstellung der Fernwärmeversorger aufgelöst 
werden. In der Vergangenheit gab es jedoch immer 
wieder Kritik daran, dass dieses Marktelement falsch 
oder nicht zur Genüge angesetzt wurde. Beispielswei­
se wurden Versorger wie E.ON, Hansewerk Natur und 
Mainova aufgrund intransparenter Preisgestaltungen 
und starker Preiserhöhungen kritisiert. Gegen Erstere 
laufen Sammelklagen des Verbraucherzentrale Bun­
desverbands wegen mutmaßlich nicht gerechtfertigter 
Preiserhöhungen (tagesschau 2024; Bolte/Korb 2025). 
Aber auch gegen einige Stadtwerke wurden Verfah­
ren wegen mutmaßlich überhöhter Preissteigerungen 
durch das Bundeskartellamt eingeleitet (Bundeskartell­
amt 2023). Der Deutsche Mieterbund und der Berliner 
Mieterverein kritisieren, dass das WPG keine Transpa­
renzregelungen zur Preisgestaltung von Fernwärme 
enthält (Berliner Mieterverein 2023).

3.4 DESINFORMATION UND  
AKZEPTANZPROBLEME
In der Diskussion um Änderungen des GEG verbrei­
teten einige Medien und Politiker*innen unzutreffen­
de und populistische Desinformationen, die Unsicher­
heiten in der Bevölkerung schürten und zu zahlreichen 
Mythen rund um die Wärmewende führten (Staudt 
2024). Derartige Desinformationskampagnen können 
durch den unzureichenden Zugang zu Daten und In­
formationen bzw. durch unklare, nicht verständlich 
aufbereitete Informationen in Verbindung mit nicht 
ausreichender Beteiligung der Öffentlichkeit zu Wider­
ständen, Missverständnissen und Vertrauensverlusten 
führen und somit die langfristige Akzeptanz der kom­
munalen Wärmeplanung bzw. der Wärmewende allge­
mein gefährden. In diesem Sinne ist es problematisch, 
dass der Grad an Unterrichtung und Beteiligung für 
die Öffentlichkeit in der kommunalen Wärmeplanung 
niedrig ist. So ist beispielsweise nicht gewährleistet, 
dass Journalist*innen und Medienredaktionen einen 
umfassenden Einblick in Wärmeplanungsprozesse 
und relevante Daten erhalten können, wodurch das Ri­
siko für Falschinformationen steigt. Eine nur punktuel­
le Beteiligung der Bevölkerung in Form von Einsicht- 
und Stellungnahmen verstärkt zudem das Risiko für 
Frustration über fehlende Mitspracherechte.

3.5 FALSCHE LÖSUNGSOPTIONEN
Als potenzielle Energieträger für die Zukunft führt das 
WPG auch Wasserstoff, Biomasse sowie Wärme aus 
thermischer Abfallbehandlung auf. Diese Techniken 
sind jedoch mit erheblichen ökologischen, wirtschaft­
lichen und sozialen Nachteilen verbunden und werden 
insbesondere von Umweltverbänden als falsche Lö­
sungsoptionen kritisiert. Im Folgenden wird auf Biomas­
se und thermische Abfallbehandlung kurz eingegan­
gen. Wasserstoff wird in Exkurs 2 gesondert erläutert. 

Biomasse als Energieträger für die Wärmeversor­
gung wäre nur dann eine relevante Option, wenn sie 
mit einem großflächigen Anbau von schnellwachsen­
den Energiepflanzen wie Mais, Raps oder mehrjähri­
gen schnellwachsenden Hölzern verbunden wäre. Aus 
naturschutzfachlichen und ökologischen Gründen ist 
dies allerdings nicht zu begrüßen. Die Biodiversität und 
Fläche steht bereits durch die Nahrungsmittelproduk­
tion unter Druck. Eine zusätzliche Ausweitung von 
großflächigen Monokulturen ist deswegen abzuleh­
nen. Davon ausgenommen ist Rest­ oder Abfallbio­
masse. Daraus ist allerdings zu schließen, dass die Ver­
fügbarkeit von Biomasse auch in Zukunft begrenzt sein 
wird und deswegen nicht als relevante Größe in der 
kommunalen Wärmeplanung vorkommen sollte. Zu­
sätzlich ist zu beachten, dass durch die Verbrennung 
von fester oder gasförmiger Biomasse klima­ und ge­
sundheitsschädliche Emissionen entstehen. Biogene 
Gase werden außerdem bislang nur selten für die Wär­
meversorgung in Wohngebäuden genutzt, da Wärme 
aus Biogas vor allem gekoppelt mit der Vor­Ort­Strom­
erzeugung erfolgt (WWF 2023). Eine Förderung dieser 
Art der Wärmeversorgung ist deswegen nicht zu emp­
fehlen. Begrenzte Ausnahme könnten für Bereiche gel­
ten, in denen eine klimaneutrale Wärmeversorgung an­
ders nur schwer zu realisieren ist. 

Gleiches gilt für die Müllverbrennung. Auch hier wer­
den klima­ und gesundheitsschädliche Gase emittiert 
und es entstehen giftige Rückstände. Dennoch wird 
Abfall im GEG und WPG als Wärmeträger genannt. Am 
Ende einer Nutzungskaskade ist das Verbrennen ei­
nes Teils der Abfälle bisher nicht zu vermeiden, da be­
stimmte Fraktionen erst nach der thermischen Behand­
lung deponiert werden können (Hiebel/Nühlen/Bertling 
2017). Es besteht jedoch die Gefahr, dass falsche An­
reize gesetzt werden, wenn Müllverbrennung als Trans­
formationslösung in der kommunalen Wärmeplanung 
auftaucht. Wo es sich nicht verhindern lässt, Abfälle zu 
verbrennen, sollte die Abwärme genutzt werden. Die 
generelle Vermeidung von Abfall, das Recyceln und die 
stoffliche Verwertung sollten jedoch gegenüber dem 
Verbrennen Priorität haben (BUND 2021). 
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EXKURS 2: WASSERSTOFF IN DER KOMMUNALEN WÄRMEPLANUNG

Kurzfassung: Wasserstoff ist aufgrund seiner hohen 
Kosten, seiner Ineffizienz in vielen Einsatzzwecken 
und seiner mangelnden Verfügbarkeit kein Wärme­
energieträger für private Haushalte oder die flächen­
deckende Energieversorgung. Kommunen und 
Verbraucher*innen sollten sich gegen derartige Vor­
stöße wehren. Eine kommunale Wärmeplanung mit 
Wasserstoff ist unrealistisch und führt in teure Sack­
gassen (vgl. Witt 2026).

Die bereits angesprochene «Technologieoffenheit» 
bei der Wärmewende führt zu Fehlallokationen von 
Ressourcen, insbesondere in Bezug auf die Möglich­
keit einer zukünftigen Wärmeversorgung mit Wasser­
stoff. Bereits heute können sich Verbraucher*innen 
Gasheizungen mit dem Versprechen einbauen lassen, 
sie seien in Zukunft auch mit Wasserstoff betreibbar. 
Bestimmte Gruppen in der Industrie fördern immer 
wieder das Zukunftsszenario einer Wärmeversorgung 
mit Wasserstoff. Von einer solchen Zukunft ist aus 
mehreren Gesichtspunkten dringend abzuraten: 

Klimaneutralität: Wasserstoff und das Heizen mit 
Wasserstoff wäre nur klimaneutral, wenn Wasserstoff 
mit erneuerbaren Energien hergestellt werden würde 
(sogenannter grüner Wasserstoff). Es gibt Versuche, 
insbesondere blauen Wasserstoff als klimaneutral zu 
labeln. Dieser Wasserstoff wird, wie grauer Wasser­
stoff, unter anderem aus Erdgas erzeugt. Dabei wird 
Methan mit Wasserdampf erhitzt, was zur Spaltung 
des Methans in Wasserstoff und CO2 führt. Das abge­
spaltene CO2 wird hier aber nicht in die Atmosphäre 
entlassen, sondern unterirdisch gespeichert (Carbon 
Capture and Storage, CCS). Blauer Wasserstoff wird 
voraussichtlich weniger in Deutschland produziert 
werden, er könnte vor allem aus den Niederlanden, 
Dänemark oder Norwegen mit Pipelines an deutsche 
Standorte gelangen, da diese Länder näher an poten­
ziellen CO2-Speichern unter der Nordsee liegen. Aus 
umwelttechnischer Perspektive ist die Produktion von 
blauem Wasserstoff aber mit der weiteren Förderung 
und Verarbeitung von Erdgas sowie entsprechenden 
Leckagen verbunden, also keine klimaneutrale Option 
im eigentlichen Sinne. Zudem gibt es Bedenken zur 
Langzeitsicherheit solcher CO2-Speicher, CCS bleibt 
eine Risikotechnologie.

Energieaufwand: Die Herstellung und Verwen­
dung von Wasserstoff sind mit einem enormen Ener­
gieaufwand verbunden. Eine deutschlandweite stark 
ausgebaute Wärmeversorgung mit Wasserstoff wür­
de den Energiebedarf zur Herstellung der benötigten 
Wasserstoffmenge massiv steigern. Dies führt ent­
weder zu einem enormen Druck auf den Ausbau von 
erneuerbaren Energien oder, im schlimmsten Fall, zu 
Ausweicheffekten, das heißt, dass Wasserstoff mit­
tels fossiler Energie hergestellt wird, um ihn in der 
Wärmeversorgung zu verwenden. 

Ineffizienz: Das Heizen mit Wasserstoff ist auf­
grund des hohen Energieaufwands zu seiner Herstel­
lung in hohem Grad ineffizient. Es gibt Möglichkeiten, 
Ökostrom direkt in der Wärmeversorgung einzuset­
zen, ohne seine Energie vorher verlustreich über den 
Wasserstoffpfad umwandeln zu müssen. Das bes­
te Beispiel sind Wärmepumpen, bei denen der ein­
gesetzte Ökostrom ein Vielfaches an Umweltwärme 
erntet. Wärmepumpen sind darum um den Faktor 5 
bis 7 effizienter als Wasserstoffheizungen.

Konkurrenz mit der Industrie: Der prognostizierte 
gesamtdeutsche Wasserstoffbedarf für die nächsten 
Dekaden ist enorm hoch. Da aktuell geplant ist, dass 
Deutschland nur 30 bis 50 Prozent seines benötigten 
Wasserstoffs selbst herstellt, werden von der Bun­
desregierung hohe Importe aus anderen EU­Staaten 
und Ländern des globalen Südens angestrebt. Diese 
Importe sind potenziell konfliktbeladen. Zudem be­
findet sich die grüne Wasserstoffproduktion aktu­
ell noch in den Kinderschuhen. Laut einer Studie des 
Potsdam­Instituts waren im Jahr 2023 nur sieben Pro­
zent der weltweit angekündigten Wasserstoffprojek­
te fristgerecht fertig. Gründe lagen häufig in immens 
hohen Investitionskosten und der fehlenden Zah­
lungsbereitschaft von Kund*innen, diese Kosten zu 
tragen (Odenweller/Ueckerdt 2025). 

Wasserstoff wird also auch in Zukunft ein rares und 
teures Gut bleiben. Die Industrie kommuniziert aber 
jetzt schon einen hohen Bedarf an klimafreundlichem 
Wasserstoff. Wichtige industrielle Kernsektoren, wie 
beispielsweise die Stahl­ oder Chemieindustrie, sind 
dringend auf grünen Wasserstoff angewiesen, um je­
ne Prozesse CO2­neutral zu machen, die nicht elek­
trifiziert werden können. Endverbraucher*innen, die 
mit Wasserstoff heizen, stünden mit diesen Indus­
trien in direkter Konkurrenz um diese Kernressource. 
Vergleichbares gilt für den ähnlich ineffizienten Ein­
satz von Wasserstoff im Straßenverkehr, in dem Elek­
tromobilität die tatsächlich zukunftsfähige Option ist.

Technische Voraussetzungen und Risiken: Was 
die Infrastruktur zur Verteilung von Wasserstoff an­
geht, sollen nach Vorstellung der Bundesregierung 
auch Gasnetze in Wasserstoffnetze umgewandelt 
und neue Wasserstoffnetze gebaut werden. Hier ist 
zwischen den von der Bundesregierung erwünschten 
Wasserstoffverteilnetzen in der Wärmeversorgung 
und dem von der Bundesnetzagentur genehmigten 
Wasserstoffkernnetz zu unterscheiden. Letzteres ist 
ein überregionales, hochdruckfähiges Rückgratnetz, 
das in Deutschland zu 60 Prozent aus der Umnutzung 
bestehender Gastrassen entstehen soll. Der Rest 
wird mit Wasserstoffpipelines neu gebaut. Allerdings 
ist das Wasserstoffkernnetz für die Verteilung von Im­
porten oder zentral produziertem Wasserstoff in die 
großen Verbrauchszentren vorgesehen und somit der 
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Industrie vorbehalten, die in Zukunft große Mengen 
an Wasserstoff benötigt. 

Dass Wasserstoff in Zukunft über Verteilnetze auch 
an Privatanschlüsse geleitet wird, gilt unter Fach­
leuten als unrealistisch. Die Heizgeräte, der Wasser­
stoff und die dafür notwendigen Verteilnetze wären 
risikoreich bzw. kaum bezahlbar. Insofern sind Was­
serstoffgebiete nach GEG keine Option für eine zu­
kunftsfähige Wärmewende. Rein rechtlich darf eine 
Kommune ein Gebiet nur dann als zukünftiges H2-
Gasnetz vorsehen, wenn es dafür realistische, das 
heißt technisch-ökonomisch belastbare Pläne gibt. 
Das GEG verlangt zum Beispiel einen verbindlichen, 
von der Bundesnetzagentur genehmigten Fahrplan 
zur Umstellung auf 100 Prozent Wasserstoff, bevor 
dort neue H2-Ready-Gasheizungen dauerhaft betrie­
ben werden dürfen (BMWE 2024). Praktisch existie­
ren solche Pläne bisher nicht und es ist kaum zu er­
warten, dass sich dies aufgrund der Ineffizienz und 
mangelnden Verfügbarkeit von grünem Wasserstoff 
im Vergleich zur Wärmepumpe in naher Zukunft bis 
auf wenige Ausnahmen ändert. 

Mit Wasserstoff betriebene KWK-Anlagen: Sol­
che Anlagen, die Strom und Wärme zugleich produ­
zieren (Kraft-Wärme-Kopplung, KWK) sind bislang 
primär Wärmeerzeuger. Der dabei anfallende Strom 
wird als Nebenprodukt vermarktet. Künftig wer­
den sie aber primär in Zeiten, in denen kaum Wind 
weht, aber auch die Sonne nicht scheint (Dunkelflau­
te), Strom bereitstellen (stromgeführte KWK). Die da­
bei anfallende Wärme ist dann das Nebenprodukt. 
Entsprechend müssten Wärmespeicher vorhanden 
sein, um diese Wärme dann zur Verfügung zu stel­
len, wenn sie benötigt wird. Dunkelflauten sind aber 
selten. Das Wärmeaufkommen aus KWK-Anlagen für 
die Fernwärme wird also eher gering sein.

Zudem spricht einiges dafür, dass in der Dunkel­
flaute (neben anderen steuerbaren Kapazitäten) pri­
mär preiswerte und schnell zu steuernde Wasser­
stoff- oder Biogaskraftwerke zum Einsatz kommen 
(einfache Gasturbinen ohne Wärmeauskopplung). 
Der Grund dafür ist, dass jegliche wasserstoff- oder 
biogasbasierten Gaskraftwerke bei hohen Stroman­
teilen aus Wind und Sonne über das Jahr hinweg sehr 
wenig Einsatzstunden haben werden. Folglich sind 
Anlagen im Vorteil, bei denen die Investitionskosten 
niedriger sind, KWK-Anlagen kosten jedoch deutlich 
mehr als Gasturbinen ohne Wärmeauskopplungen. 
Entsprechend sehen Hintergrundszenarien zur Fest­
legung des Wasserstoffkernnetzes für das Jahr 2040 
lediglich eine Stromerzeugung von 15,3 Terawatt­
stunden (TWh) aus KWK-Anlagen vor (das entsprä­
che rund drei Prozent des heutigen jährlichen Strom­
verbrauchs), die dann eine installierte Leistung von elf 
Gigawatt (GW) hätten. Dagegen kämen 27 TWh aus 
reinen Wasserstoff-Gasturbinen ohne Wärmeaus­
kopplung mit einer Leistung von 30 GW (Fraunhofer 

IEG/ISI 2025). Wärme aus Wasserstoff-/Biogas-Gas­
kraftwerken würde ein solches System also kaum be­
reitstellen. Die Deutsche Umwelthilfe sieht in einem 
Diskussionspapier gar prinzipiell keinen Bedarf an 
KWK-Gaskraftwerken in der Wärmeerzeugung (DUH 
2026). Eine Studie im Auftrag von Agora Energiewen­
de kommt demgegenüber für das Jahr 2045 in Wär­
menetzen auf einen Anteil von 30 TWh Wärme aus 
stromgeführter Wasserstoff-KWK (Agora Energie­
wende/Prognos/GEF 2024). Bei in der Studie angege­
benen 169 TWh Gesamtwärme in Wärmenetzen wä­
ren das rund 17 Prozent aus Wasserstoff. 

In welchem Maße Wasserstoff in der Fernwärme 
zum Einsatz kommen wird, ist also gegenwärtig noch 
umstritten. Es zeichnet sich aber ab, dass aus dem 
Gaskraftwerkssektor aus technischen und wirtschaft­
lichen Gründen nur noch wenig nutzbare Abwärme 
zur Verfügung stehen wird. Für die Wärmegrundlast 
im kommenden Energiesystem sind KWK-Anlagen 
gänzlich ungeeignet. Zu prüfen ist in den Wärmeplä­
nen also, ob die jeweilige Kommune von stromge­
führten KWK mit geringen Einsatzzeiten ausgeht oder 
von wärmegeführten mit deutlich mehr Volllaststun­
den. Letzteres muss unbedingt verhindert werden. 
Zum einen, weil es dafür zu wenig Wasserstoff oder 
Biogas geben wird, zum anderen, weil Wärmepum­
pen deutlich effizienter und in der Regel preiswerter 
sein werden. Generell gilt: Je weniger Wasserstoff in 
der Fernwärme zum Einsatz kommen soll, desto bes­
ser. Ein möglichst hoher Anteil an Wärmepumpen 
und anderen regenerativen Optionen am Wärmenetz 
setzen Kommunen dem technisch-ökonomischen Ri­
siko von KWK-Anlagen gar nicht erst aus.

Kosten/Verfügbarkeit: Aus Sicht von Verbrauch­
er*innen ist bei einer Wärmeversorgung mit Wasser­
stoff von einem enormen Kostennachteil gegenüber 
Wärmepumpen und grüner Fernwärme auszugehen. 
Wasserstoff wird, wie oben bereits beschrieben, mit 
hohem Energieaufwand hergestellt. Darüber hinaus 
wird er noch knapper sein als bislang angenommen 
und damit absehbar noch teurer werden.

Hinterfragt werden im Verfahren sollte in jedem 
Fall, woher die Kommune den Wasserstoff beziehen 
will. Besonders intensiv sollten Initiativen nachha­
ken, wenn Wärmeerzeuger höhere Anteile des teuren 
Gases verheizen wollen. Denn absehbar wird nur ein 
Bruchteil der angekündigten Projekte, die für das Jahr 
2030 in Europa eine Wasserstoffproduktion angekün­
digt hatten, tatsächlich fertig gestellt sein. Laut Hy­
drogen Production Projects Database haben nur acht 
Prozent der Projekte, die bis 2030 eine emissionsar­
me Wasserstoffversorgung gewährleisten wollten, 
zumindest eine abschließende Investitionsentschei­
dung (Final Investment Decision, FID) getroffen, da­
von sind die wenigsten in Bau. Mehr als 90 Prozent 
werden derzeit in Machbarkeitsstudien untersucht 
oder befinden sich in der Konzeptphase (IEA 2025). 
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3.6 UNZUREICHENDE BETRACHTUNG 
VON GROSSWÄRMEPUMPEN
Großwärmepumpen spielen eine zentrale Rolle in ei­
nem zukünftigen klimaneutralen Energiesystem. Laut 
einer Studie der Agora Energiewende könnten Groß­
wärmepumpen bis 2045 ganze 70 Prozent der Fern­
wärmeversorgung sicherstellen. Damit würde das zum 
größten Teil durch Erdgas betriebene Fernwärmenetz 
dekarbonisert (Agora 2023). Sie sind außerdem ei­
ne Schlüsseltechnologie in der Sektorkopplung von 
Strom- und Wärmesektor, indem sie Überschussstrom 
in Wärme umwandeln und dadurch das Netz stabilisie­
ren. Effiziente Großwärmepumpen können mehrere 
Tausend Haushalte mit Wärme versorgen und eigenen 
sich deswegen besonders für verdichtete Räumen.

Eine Großwärmepumpe ist eine Wärmepumpe mit 
einer Leistung ab etwa 100 Kilowatt bis in den Mehr-
Megawattbereich, die vor allem zur Versorgung von 
Quartieren, Stadtteilen, Industrieanlagen oder Fern­
wärmesystemen eingesetzt wird. Sie funktioniert nach 
demselben thermodynamischen Prinzip wie kleinere 
Wärmepumpen: Wärme wird aus einer Umweltquel­
le entnommen und mithilfe von Strom auf ein höheres 
Temperaturniveau gebracht, um sie für Heizung oder 
Warmwasser nutzbar zu machen. Im Gegensatz zur 
privaten Wärmepumpe, die meistens die Umgebungs­
temperatur als Wärmequelle nimmt, können Groß­
wärmepumpen unterschiedlichste erneuerbare und 
lokale Potenziale nutzen. Dazu zählen Abwärme aus in­
dustriellen Prozessen, Rechenzentren oder Abwasser, 
ebenso Oberflächengewässer wie Flüsse und Seen, 
Grundwasser, Erdwärme oder Eisspeicher. Auch Um­
gebungsluft kann verwendet werden, wenngleich mit 
geringerer Effizienz. Dank der Vielfalt nutzbarer Wär­

mequellen sind sie sowohl für den Einsatz in urbanen 
als auch ländlichen Räumen geeignet.

Da Großwärmepumpen Umweltwärme oder andere 
erneuerbare Wärme mittels Strom verdichten und wei­
ter aufheizen, sind die Stromkosten (resultierend aus 
Netzanbindung sowie Strombezug) entscheidend für 
einen wirtschaftlich sinnvollen Betrieb. Der Standort der 
Großwärmepumpe kann dabei große Auswirkungen 
auf die Stromkosten haben. Ideale Standort sind solche, 
die entsprechende Wärmequellen zur Verfügung ha­
ben und an denen günstiger Ökostrom in hohen Men­
gen vorhanden ist, etwa über Direktverträge (Power 
Purchase Agreement, PPA) oder in Form eines physika­
lischen Direktbezugs unter Wegfall von Netzentgelten. 

Bislang erschweren uneinheitliche und langwie­
rige Genehmigungsprozesse, komplexe Planungs­
verfahren, unzureichende Förderungen und hohe 
Stromkosten jedoch den vermehrten Einsatz von Groß­
wärmepumpen in Deutschland (Bundesverband Wär­
mepumpe 2025). Zudem können besonders in Städ­
ten bauliche Barrieren, zunächst fehlende Flächen 
oder Engpässe bei Netzanschlüssen die Gefahr ber­
gen, dass Großwärmepumpen in der Wärmeplanung 
nicht angemessen als Lösungsoption bedacht werden. 
In einer künftig weitgehend dekarbonisierten Wärme­
versorgung müssen sie aber gerade in diesen Räumen 
das Rückgrat des Wärmesystems bilden. Es sollte da­
her kritisch beobachtet werden, ob die eigene Kom­
mune in der Wärmeplanung die lokalen Potenziale für 
Großwärmepumpen hinreichend untersucht. Im Üb­
rigen stellen umgekehrt insbesondere im ländlichen 
Raum günstigere und verfügbare Freiflächen, aber 
auch bestehende große Solar- oder Windparks einen 
Treiber für Großwärmepumpen dar (Lang et al. 2024). 

Entsprechend kostspielig wird ein Wasserstoffbezug 
werden. Präsentieren sollte die Kommune auch Kos­
tenrechnungen, die sich speziell auch auf den Einsatz 
von Wasserstoff in der Fernwärmeversorgung be­
ziehen (sofern Gaskraftwerke als KWK geplant sind). 
Und zwar mit aktuellen Kostenschätzungen für grü­
nen Wasserstoff, die um den Faktor zwei bis drei über 
den Schätzungen liegen, die noch vor zwei oder drei 
Jahren kursierten (Mohr et al. 2025).

Wasserstoff ist also ein teurer Energieträger. Die 
Konkurrenz um diese knappe Ressource mit der In­
dustrie wird den Preis für Verbraucher*innen weiter 
nach oben treiben. Eine alternative Wärmeversor­
gung mittels Wärmepumpe oder Fernwärme basie­
rend vor allem auf Großwärmepumpen und unver­
meidbarer Abwärme wird auf lange Sicht wesentlich 
günstiger sein (UfU 2025).

Fazit: Höhere Anteile von Wasserstoff in der Wär­
meversorgung und die Ausweisung von Wasserstoff­
netzgebieten sind aus den genannten Gründen un­
wahrscheinlich bzw. eine Fehplanung. Die nach dem 

WPG möglichen Wasserstoffnetzgebiete werden 
sich als eine gefährliche und den Umbau verzögern­
de Illusion erweisen. Es gibt jedoch Diskussionen da­
rum, ob es für Wärmespitzen im Winter in besonders 
verdichteten Gebieten ökonomisch und technolo­
gisch sinnvolle Alternativen zum kurzzeitigen Was­
serstoffeinsatz (ggf. auch von Biogas) in der Fernwär­
me über KWK­Anlagen gibt. Aber auch hier sollte der 
Einsatz dieser Gase minimiert werden.

Ähnlich wie im Verkehrssektor wird die bislang 
mangelnde Bereitschaft der Bundesregierung, die 
Transformation im Wärmebereich ordnungspolitisch 
auf sinnvolle technologische Pfade auszurichten, zu 
Effizienzverlusten und Fehlallokationen führen. Zivil­
gesellschaftliche Initiativen sollten sich daher mit ih­
rer Kommune in Verbindung setzen und gemeinsam 
für eine wissenschaftlich fundierte Wärmewende 
in ihrer Kommune eintreten, die Wasserstoff als Lö­
sungsoption ausschließt oder nur in sehr geringen 
Mengen in verdichteten Gebieten mit hohen Wärme­
lasten zur Abdeckung seltener Wärmespitzen zulässt.
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3.7 FLÄCHENKONFLIKT MIT  
DEM NATURSCHUTZ
Der Ausbau der erneuerbaren Energien übt einen ho­
hen Druck auf die Fläche aus. Dieser Konflikt wird sich 
durch die gesamtdeutsche Energietransformation in 
Zukunft noch verschärfen. Auch wenn der Anteil von 
erneuerbaren Energien an der Nettostromerzeugung 
teilweise bereits bei über 60 Prozent liegt (Stand Sep­
tember 2025) und die Effizienzgewinne der letzten 
Jahre zu immer mehr Leistung aus Wind- und Photo­
voltaikanlagen geführt haben, macht die gesamtdeut­
sche Energietransformation den weiteren Ausbau der 
Stromgewinnung aus erneuerbaren Energien erforder­
lich (Statistisches Bundesamt 2025). Dies kann dazu 
führen, dass Klima- und Naturschutz in Konkurrenz zu­
einander geraten, wenn der Ausbau von Erneuerbaren 
in der Fläche zulasten von Naturschutzgebieten geht. 
Dies gilt sowohl für Flächen an Land als auch auf See, 
wobei der größte Anteil nach wie vor an Land produ­
ziert wird. An Land soll die Windenergie von der derzei­
tigen Leistung von rund 68 Gigawatt (GW) (Stand En­
de 2025; Quentin 2026) auf 115 GW Leistung bis 2030 
gesteigert werden. Offshore-Windkraft soll bis 2045 
von aktuell rund 9,7 GW (Stand Ende 2025; Deutsche 
WindGuard 2026) auf 70 GW ansteigen. Die installier­
te Leistung von Photovoltaikanlagen liegt aktuell bei 
190 GW (Stand Ende 2024) und soll 215 GW im Jahr 
2030 betragen (BMWE 2025). Angesichts dieser am­
bitionierten Ausbauziele zeigen sich Umweltinitiativen 
in Bezug auf Artenvielfalt, geschützte Biotope, Eingrif­
fe in Vogelflugrouten und Biodiversität besorgt (BUND 
2025). 

Die Kommunen und Bundesländer stehen vor der 
Herausforderung, die Nutzung der Flächen so zu pla­

nen, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien und 
der Schutz von Natur und Artenvielfalt in Einklang ge­
bracht werden. Ohne eine abgestimmte Flächenpolitik 
und klare Ausschlussflächen für sensible Naturräume 
droht der Flächenkonflikt zu einem kritischen Eng­
pass in der Wärmewende zu werden. Das gleiche Pro­
blem gilt auch für die Geothermie. Darum ist es wich­
tig, Lösungen für diesen Konflikt zu formulieren und 
Bürger*innen frühzeitig in die Planung einzubinden. 

3.8 NICHT SACHGERECHTE  
ZUORDNUNG VON GEBIETEN 
Nach WPG § 14 Abs. 4 kann für Gebiete, die sich nicht 
für die Versorgung durch ein Wärme- oder Wasser­
stoffnetz eignen, eine verkürzte Wärmeplanung statt­
finden. In diesem Fall muss weder eine Bestandsanaly­
se noch eine Einteilung des Gebiets in voraussichtliche 
Wärmeversorgungsgebiete erfolgen, die Potenzialana­
lyse muss nur die Potenziale der dezentralen Wärme­
versorgung untersuchen. Da die Eignungsprüfung laut 
§ 14 Abs. 7 WPG ohne die Erhebung von Daten erfol­
gen kann, besteht die Gefahr, dass womöglich Gebie­
te nicht sachgerecht für eine dezentrale Wärmever­
sorgung vorgesehen werden. Zudem besteht nach § 3 
Abs. 10 WPG die Möglichkeit, Gebiete nicht als eines 
der Wärmeversorgungsgebiete auszuweisen, sondern 
zunächst als Prüfgebiete, wenn etwa noch unklar ist, 
wofür sie sich eignen. Werden Gebiete jedoch nicht 
eingeteilt, fehlt es an Planungsorientierung für die 
Menschen und für Investoren. Das kann zu Unsicher­
heiten und verzögerten oder ausbleibenden Investitio­
nen führen. Prüfgebiete sollten deshalb nur begründet 
ausgewiesen werden – und nicht als Platzhalter fungie­
ren, etwa aufgrund von Planungsengpässen.
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TEIL II: ÖFFENTLICH­
KEITSBETEILIGUNG
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4 GRÜNDE FÜR DIE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG

Nachdem im ersten Teil dieses Leitfadens die kom­
munale Wärmeplanung ausführlich erklärt wurde, 
setzen sich die folgenden Kapitel mit der Öffentlich­
keitsbeteiligung im Wärmeplanungsgesetz (WPG) 
und der kommunalen Wärmeplanung auseinander. 
Sie richten sich in besonderem Maße an Klima- und 
Mieter*inneninitiativen, die eine sozialverträgliche und 
ökologische Wärmewende vorantreiben wollen. 

Dieser Teil beginnt mit Argumenten dafür, sich in der 
Öffentlichkeitsbeteiligung einzubringen, und schildert, 
warum im Fall der Wärmeplanung ein Zusammen­
schluss von Initiativen von Vorteil ist. Danach werden 
die Möglichkeiten der formellen Öffentlichkeitsbetei­
ligung und anschließend die der «informellen Beteili­
gung » aufgezeigt. Da die im Gesetz verankerten Rech­
te der Beteiligung begrenzt sind, empfiehlt es sich, 
auch die informellen Möglichkeiten genau auszuloten. 
So sollte im Zusammenwirken mit Vertreter*innen von 
Kommunen auf erweiterte Beteiligung hingewirkt wer­
den.

Kurzfassung: Um teure und ineffiziente Lösungen 
bei der kommunalen Wärmeplanung zu verhindern, ist 
es entscheidend, sich in den Planungsprozess einzu­
bringen. Durch die Beteiligung können insbesondere 
für Mieter*innen Vorteile erarbeitet werden. Aus wis­
senschaftlicher Sicht gibt es verschiedene Stufen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung: vom reinen Informieren 
bis hin zu Kooperation und Ermächtigung. Jede dieser 
Stufen bedarf unterschiedlicher Voraussetzungen an 
Engagement und Kapazitäten. 

4.1 GRÜNDE FÜR EINE ÖFFENTLICHKEITS­
BETEILIGUNG DER ZIVILGESELLSCHAFT
Auch wenn die im WPG verankerten Beteiligungsrech­
te limitiert sind, gibt es gute Gründe, sich an der kom­
munalen Wärmeplanung zu beteiligen. Im ersten Teil 
dieses Leitfadens, insbesondere in Kapitel 3, sind die 
zahlreichen Problemfelder und Fallstricke beschrieben, 
die mit dieser Transformation einhergehen. Wie auch 
bei anderen Planungsprozessen wird im Fall der Wär­
meplanung deutlich, dass einige der beschriebenen 
Probleme besonders zulasten von Verbraucher*innen, 
Mieter*innen und sozial marginalisierten Gruppen ge­
hen können. Es ist nicht anzunehmen, dass diese mög­
lichen Probleme durch die Planungsbehörden und an­
dere Akteure zur Genüge bedacht bzw. von vornherein 
vermieden werden. 

Bürgerinitiativen, Mieter*inneninitiativen, Umwelt­
verbände und Klimainitiativen engagieren sich für so­
ziale und ökologische Belange, wie die Reduktion der 
Treibhausgasemissionen oder sozialverträgliche Ener­
giepreise. Ihre Teilnahme an der Wärmeplanung ist auf­
grund ihrer Fachexpertise und ihrer Sprachrohr- und 
Vermittlungsfunktion, etwa als Vertreter*innen oder 
Prozessbegleiter*innen für Mieter*innen, die mit einer 
individuellen Beteiligung fachlich oder zeitlich über­

fordert sein können, unabdingbar. Gerade die Umwelt 
und sozial benachteiligte Menschen finden oftmals 
kein Gehör bzw. verfügen nicht über ausreichend Wis­
sen und Kapazitäten zur Beteiligung an öffentlichen 
Aushandlungsprozessen, sodass zivilgesellschaftliche 
Initiativen einen Weg eröffnen können, die Belange un­
terrepräsentierter Gruppen einzubringen.

Es ist also wichtig, dass die Beteiligungsrechte von 
zivilgesellschaftlichen Akteuren genutzt werden, um 
soziale und ökologische Mehrkosten abzuwenden 
und Druck auf Entscheidungsträger dahingehend aus­
zuüben, dass die Umsetzung und Fortschreibung der 
erstellten Wärmepläne verbindlich werden. Dies gilt 
gerade vor dem Hintergrund der teilweise polarisieren­
den Debatte um die Wärmewende und der mit ihr ver­
bundenen Unsicherheiten und verbreiteten Fehlinfor­
mationen. 

Folgende Gründe sprechen für eine aktive Beteili­
gung der Zivilgesellschaft an der kommunalen Wärme­
planung:
– �Nur über die ausgelegten Unterlagen in Planungspro­

zessen der Wärmeplanung verschafft man sich ge­
naue Informationen über die Planung, die Zeiträume 
und die handelnden Akteure.

– �Die durch die Beteiligung eingebrachte Vielfalt an 
Wissen, Perspektiven und Kreativität verbessert die 
Planungen und führt zu fundierten Entscheidungen 
(Kamlage/Silina/Arnold 2025).

– �Beteiligungsorientierte Ansätze und die kritische Be­
gleitung von Planungsprozessen helfen, öffentliche 
Diskurse zu versachlichen.

– �Beteiligung mobilisiert Menschen gegebenenfalls zu 
neuem Engagement, beispielsweise in Energiege­
nossenschaften oder anderen Initiativen, die Wärme­
netze selbst zu betreiben.

– �Durch Beteiligung kann auf Scheinlösungen oder ne­
gative Auswirkungen von Lösungsoptionen hinge­
wiesen und Alternativen können erarbeitet bzw. Fol­
gen abgemildert werden (ebd.).

– �Beteiligung deckt frühzeitig potenzielle Konflikte (ins­
besondere mit der Bevölkerung) auf und zwingt in 
gut geführten Verfahren zu einer konstruktiven Kon­
fliktbearbeitung (UBA 2025b).

– �Im besten Fall führt die Beteiligung durch die Ein­
bindung aller relevanten Akteure zu einer größeren 
Akzeptanz der getroffenen Entscheidungen in der 
Wärmeplanung und verschafft ihnen eine breite Le­
gitimation. 

Auch wenn die Rechte der Öffentlichkeitsbeteiligung 
von Einzelpersonen, das heißt von jeder und jedem von 
uns, wahrgenommen werden können, passiert das in 
der Praxis nur selten. Das hat verschiedene Gründe. 
Zum einen bekommen viele Menschen trotz öffentli­
cher und zunehmend digital veröffentlichter Bekannt­
machungen nichts von den Planungsprozessen mit. 
Zum anderen beansprucht die Beteiligung Zeit für die 
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Einarbeitung in die entsprechenden Themen, was ins­
besondere für sozial benachteiligte Gruppen einen ho­
hen Aufwand bedeutet. Sprach­ oder Verständnisbar­
rieren, insbesondere bei fachlichen Themen, schließen 
viele Menschen aus. Und zu guter Letzt erkennen nicht 
alle Menschen den Mehrwert und Zusatzgewinn einer 
Beteiligung in solchen Verfahren. 

«Dauerhafte gesellschaftliche Unterstützung [ent­
steht] nur, wenn es den Menschen persönlich wichtig 
ist, das Ziel der klimaneutralen Wärmeversorgung zu 
erreichen und sie mit dem Erreichen des Ziels beloh­
nende positive Gefühle (z. B. Stolz, Zufriedenheit) er­
warten. Zudem muss die Abkehr von unserer bishe­
rigen fossilen Wärmeversorgung von Menschen als 
machbar wahrgenommen werden.» (UBA 2025b)

Aus diesem Grund empfiehlt dieser Leitfaden vor al­
lem Mieter*innen­ und Klimainitiativen, sich der Betei­
ligungsrechte in der Wärmewende zu bedienen und 
sie in Vertretung für zahlreiche Betroffene auszuüben. 
Solche Vereinigungen und Initiativen spielen eine ent­
scheidende Rolle, Menschen auf dem Weg zur Betei­
ligung zu begleiten. Sie können die oben genannten 
Kapazitäts­ und Verständnisbarrieren durch den Zu­
sammenschluss in Initiativen verringern. Eine Lasten­
verteilung auf mehrere Schultern hilft, den Prozess der 
Wärmeplanung langfristig zu begleiten. Initiativen sind 
Sprachrohr, können die Sorgen, Fragen, Anliegen und 
Wünsche der Menschen in den Planungsprozess tra­
gen und motivieren, sich aktiv zu beteiligen. Gleichzei­
tig können sie in Vertretung der Betroffenen die Ergeb­
nisse und Informationen aus dem Planungsprozess so 
aufbereiten, dass sie auch für Nichtexpert*innen ver­
ständlich sind. und Rückmeldungen in den Prozess 
hineintragen. Auf diese Weise wird garantiert, dass 
auch Menschen am Prozess beteiligt werden, die die 
formalen Beteiligungsmöglichkeiten als Einzelperson 
nicht wahrnehmen können oder wollen. Beispiels­
weise können Mieter*inneninitiativen einen Fokus 
auf die frühe Erkennung und Abfederung von nega­
tiven Auswirkungen der Wärmeplanung auf sozial 
Schwächere haben. Sie können darauf achten, dass 
Mietsteigerungen abgemildert oder gänzlich verhin­
dert werden, dass Sanierungen sozialverträglich um­
gesetzt werden und dass Mieter*innen generell ein 
Mitspracherecht bei den Entscheidungsprozessen 
ihrer Vermieter*innen erhalten. Klima­ und Umwelt­
initiativen können im Prozess die Erreichung der Kli­
maziele anmahnen und ambitionierte und nachhaltige 
Technologielösungen und Infrastrukturen einfordern. 
Dadurch tragen sie dazu bei, die Abhängigkeiten 
von fossilen Energien zu verringern und gleichzeitig 
Verbraucher*innen vor steigenden Preisen fossiler 
Energieträger zu schützen. 

Die organisierte Zivilgesellschaft wirkt also als Kor­
rektiv in Planungsprozessen und leistet einen wich­
tigen Beitrag zur Vermeidung von Fehlplanungen. 
Insbesondere ihre Reichweitenwirkung und ihre Sicht­
barkeit haben das Potenzial, Handlungsdruck auf 

Kommunen auszuüben und sich mit anderen lokalen 
Bündnissen und Netzwerken, beispielsweise in Quar­
tieren, zusammenzuschließen. So entstehen Netze 
aus Multiplikator*innen, die die Wärmewende an vie­
len Punkten begleiten können (Kamlage/Silina/Arnold 
2025).

4.2 STUFENMODELL DER  
ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG
Beteiligung kann in ihrem Partizipationsgrad unter­
schiedlich ausgestaltet werden. So lassen sich ver­
schiedene Stufen der Beteiligung unterscheiden, die 
sich maßgeblich nach dem Grad der Komplexität und 
der Entscheidungsmacht im Beteiligungsprozess un­
terscheiden (siehe Abbildung 4). Je höher die Beteili­
gungsstufe, desto effektiver und auch fairer ist die Be­
teiligung. 

Stufe 1 – Information: Beteiligung kann in erster Li­
nie darauf abzielen, die Zielgruppen zu informieren. 
Dies umfasst in der Regel die Bereitstellung von Infor­
mationen an die Öffentlichkeit, beispielsweise durch 
die Veröffentlichung von Informationen im Internet 
oder in Printmedien, durch Presse- und Öffentlichkeits­
arbeit, durch Informationsveranstaltungen oder sons­
tige Informationsformate. Hierbei wird kein bis wenig 
Raum für Dialog und Austausch geschaffen, da der Fo­
kus in erster Linie auf Wissensverbreitung, der Schaf­
fung von Aufmerksamkeit, Transparenz und eines Be­
wusstseins für die Thematik liegt. 

Stufe 2 – Konsultation: Auf der Beteiligungsstufe 
der Konsultation werden Anregungen, Informationen, 
Feedback, Bedarfe oder Ideen bidirektional (beidsei­
tig) von der Öffentlichkeit erfragt und mit ihr diskutiert, 
beispielsweise über Stellungnahmen, Anhörungen, 
Beiräte, Befragungen, Veranstaltungen oder Online-
Beteiligungstools. Hierbei soll das Interesse der Öffent­
lichkeit berücksichtigt und ihr Engagement geweckt 
und gefördert werden. 

Stufe 3 – Kooperation: Auf der Beteiligungsstu­
fe der Kooperation werden in einem intensiveren bi­
direktionalen Austausch gemeinsam mit der Öffent­
lichkeit Lösungen erarbeitet. Die Öffentlichkeit kann 
beispielsweise in Arbeitskreisen, Bürger*innenräten, 
Werkstätten und anderen Formaten Probleme mitdis­
kutieren, Vorschläge einbringen oder Handlungsemp­
fehlungen erarbeiten. Dabei soll die Öffentlichkeit zur 
aktiven Mitgestaltung des Prozesses motiviert werden. 

Stufe 4 – Mitbestimmung: Mitbestimmung ist der 
höchste Grad der Beteiligung. Über direktdemokrati­
sche Abstimmungen erhält die Öffentlichkeit Entschei­
dungsbefugnis über Ziele, Maßnahmen oder andere 
Prozesselemente. Auf diese Weise soll die Legitimität 
von Entscheidungen gestärkt und Verantwortung ge­
teilt werden (Ortner et al. 2024). Andere Beteiligungs­
modelle sehen in der Ermächtigung die höchste Form 
der Beteiligung, weil hierbei die Verantwortung voll­
ständig an die Öffentlichkeit übertragen wird, die in Ei­
genverantwortung Prozesse plant und umsetzt.
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Abbildung 4: Beteiligungsstufen für die Wärmewende am Beispiel von Wärmenetzen

Quelle: UBA 2025b

Eine ideale Beteiligung würde alle 4 Stufen beinhalten. 
Zumeist wird von den Behörden jedoch nur eine Infor­
mationsbeteiligung (formelle gesetzliche Beteiligung) 
angeboten. Ein Großteil der Bevölkerung wird sich er­
fahrungsgemäß auch nur auf den ersten beiden Stu­
fen beteiligen wollen. Je höher die Beteiligungsstufe, 
desto zeit­ und arbeitsintensiver ist die Beteiligung. Da 
auch bei zumeist ehrenamtlicher Beteiligung Zeit ein 
knappes Gut ist, gibt es Grenzen des Engagements. 

Nichtsdestotrotz ist die Darstellung der Beteiligungs­
stufen wichtig, um zu zeigen, was idealerweise sinnvoll 
wäre. Insbesondere dann, wenn das Vertrauen in die 
kommunalen Akteure bereits erschüttert ist und Kon­
flikte vorprogrammiert sind, lohnt es sich, das Thema 
Kommunikation nicht nur auf das Nötige zu beschrän­
ken, sondern genau zu prüfen, welche Interessen wirk­
lich im Spiel sind und bedient werden. 
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5 GESETZLICH VERANKERTE MÖGLICHKEITEN  
DER ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG

Kurzfassung: In einigen der Phasen der kommunalen 
Wärmeplanung ist eine formelle Öffentlichkeitsbeteili­
gung vorgeschrieben, allerdings nur im Sinne der un­
tersten zwei Stufen des Stufenmodells der Beteiligung 
(Information und Konsultation in Form von Stellung­
nahmen) (siehe Abbildung 4). Diese begrenzten Be­
teiligungsmöglichkeiten sind aus Sicht der Zivilgesell­
schaft fatal und können negative Auswirkungen auf die 
Effizienz, soziale Gerechtigkeit und Akzeptanz der Wär­
meplanung haben. Besonders wichtig ist neben der 
Beachtung des Ziels der Klimaneutralität auch das Ziel 
einer «bezahlbaren» Wärmeversorgung. 

Beschluss über die Wärmeplanung
Die Beteiligung der Öffentlichkeit an der kommuna­
len Wärmeplanung ist grundsätzlich in § 7 Abs. 1 des 
Wärmeplanungsgesetzes (WPG) vorgeschrieben. In 
Abbildung 3 in Kapitel 2.3 ist die formelle Beteiligung 
entlang der verschiedenen Phasen der kommunalen 
Wärmeplanung zusammenfassend dargestellt. 

Zunächst muss die Kommune nach § 13 Abs. 2 WPG 
die Öffentlichkeit über den Beschluss zur kommuna­
len Wärmeplanung informieren (inzwischen zumeist 
über das Internet). Der politische Beschluss legt in der 
Regel die Ziele, den Zeitrahmen, den zuständigen Ver­
waltungsbereich, die Projektleitung und die mitwirken­
den Ämter der Wärmeplanung fest und stellt finanzielle 
Ressourcen zur Durchführung zur Verfügung. Der Be­
schluss wird dabei in einer Sitzung des Gemeinde-, 
Kreis- oder Stadtrats gefasst (dena/KWW 2025a). Jeg­
liche Beschlüsse, die bei jenen Sitzungen gefasst und 
bekannt gegeben werden, müssen nach Gemeinde­
ordnung (GemO) innerhalb einer Woche auf der Inter­
netseite der Kommunen veröffentlicht werden (GemO, 
§ 41b). In der Regel veröffentlichen Kommunen auch 
die Tagesordnungen, Protokolle sowie zugehörigen 
Beratungsunterlagen der Sitzungen. Diese Informatio­
nen finden sich entweder unter den Dokumentationen 
der Sitzungen, in Pressemitteilungen, auf speziellen 
Unterseiten zu Klimaschutz oder zur Wärmeplanung 
oder auf speziellen Beteiligungsplattformen der Kom­
munen. Alternativ kann über Beschlüsse auch noch in 
Amtsblättern, öffentlichen Schaukästen oder Printme­
dien informiert werden. 

Initiativen sollten im Blick behalten, ob und wo 
über den Beschluss informiert wird und gegebenen­
falls die Öffentlichkeit über ihre eigenen Kanäle dar­
auf aufmerksam machen, weil viele Bürger*innen Be­
kanntmachungen von Kommunen nicht verfolgen. In 
einigen Bundesländern gibt es hierfür spezielle Inter­
netportale der Länder (etwa in Hessen, Schleswig-Hol­
stein, Berlin oder Hamburg).

Veröffentlichung von Eignungsprüfung, 
Bestands- und Potenzialanalyse
Anschließend muss die Kommune ebenfalls nach § 13 
Abs. 2 und 4 WPG die Ergebnisse der Eignungsprü­
fung sowie der Bestands­ und Potenzialanalyse (siehe 
Kapitel 2.1) für mindestens einen Monat im Internet zur 
Einsichtnahme veröffentlichen. Auch hier sollten Initia­
tiven frühzeitig im Blick behalten, wo die Ergebnisse 
veröffentlicht werden, und überlegen, wie man die Öf­
fentlichkeit über eigene Kanäle auf die Planungen auf­
merksam macht. Eine förmliche Stellungnahme von 
Akteuren der Öffentlichkeit zu diesen Prüfungen und 
Analysen ist jedoch ebenso wenig vorgesehen wie 
Konsultationen von Mieter*innen­ oder Umweltinitia­
tiven. 

Stellungnahmen zum Wärmeplan
Erst ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung des Ent­
wurfs des Wärmeplans einer Kommune beginnt der 
Zeitraum für Stellungnahmen und Einwendungen. Die 
Öffentlichkeit kann also lediglich zum Entwurf des 
Wärmplans förmliche Stellungnahmen einreichen! 
Sofern die Kommune sich hier nur an die Mindestvor-
gaben des WPG hält, hat die Öffentlichkeit hierfür nur 
einen Monat Zeit. Auch hier ist zu erwarten, dass bei­
spielsweise mittels News oder Pressemitteilungen auf 
die Unterlagen aufmerksam gemacht wird und die Do­
kumente auf Unterseiten der kommunalen Website 
oder speziellen Beteiligungsplattformen einsehbar sind. 

Mieter*innen-, Klimainitiativen und Journalist*innen 
können sich selbst in die Dokumente einlesen 
und Stellungnahmen einreichen. Sie können auch 
Bürger*innen dabei unterstützen, solche Stellungnah­
men zu erstellen. Es ist möglich, dass die Kommune 
die Ergebnisse der Prüfungen und des Wärmeplans 
auch zusammengefasst und leicht verständlich aufbe­
reitet und zur Verfügung stellt. Wenn nicht, kann man 
die Kommune um eine solche Version bitten oder auch 
spezielle Informationsveranstaltungen einfordern, in 
denen die wichtigsten Informationen zum Wärmepla­
nentwurf erläutert werden. Darüber hinaus können 
Kommunen bei der Veröffentlichung des Wärmepla­
nentwurfs auch Ansprechpersonen benennen, die für 
die Beantwortung von Fragen der interessierten Öf­
fentlichkeit zur Verfügung stehen. 

Stellungnahmen können dann in der Regel per Post 
oder per E-Mail oder auch über speziell eingerichtete 
Online-Formulare der Kommunen eingereicht werden. 
Mehrere Umweltverbände geben Hilfestellungen, wie 
formale Stellungnahmen zu erstellen sind (Umwelt In­
stitut München 2025). Das Umwelt Institut München 
hat gemeinsam mit Greenpeace und Local Zero zudem 
eine Musterstellungnahme zum Entwurf eines Wärme­
plans erstellt, den lokale Bürger*inneninitiativen nutzen 
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können: https://umweltinstitut.org/wp-content/up­
loads/2025/08/Gasausstieg_4_Musterstellungnahme.
pdf. Ebenfalls hilfreich kann der Blick auf Stellungnah­
men von Umweltverbänden sein. So ist die Stellung­
nahme einer lokalen BUND Gruppe, die den Wärme­
plan der Stadt Ulm kommentiert hat, nützlich: https://
klimaentscheid-ulm.de/wp-content/uploads/2023/10/
StellungnahmeBUNDLoczeroWaermepl.Ulm_.pdf.

Ein wichtiger Gesichtspunkt der Stellungnahmen, 
der auch als Zielstellung der Wärmeplanung im WPG 
verankert ist, lautet, eine «kosteneffiziente, nachhalti­
ge, sparsame, bezahlbare, resiliente sowie treibhaus­
gasneutrale Wärmeversorgung» zu gewährleisten (§ 1 
WPG). Die Aspekte Kosteneffizienz, Sparsamkeit und 
Bezahlbarkeit sollten seitens der Öffentlichkeit immer 
hinterfragt werden. 

Wichtig ist, dass Stellungnahmen und Einwendun­
gen auch in einem Erörterungstermin besprochen und 
diskutiert werden können. Solche Termine kann die 
Kommune digital oder in Präsenz durchführen. Leider 
ist ein solcher Erörterungstermin im förmlichen Ver­
fahren nicht mehr gesetzlich vorgeschrieben. Aber zur 
Planungskultur der meisten Infrastrukturprojekte und 
Planungen in Deutschland gehört er dazu. Insofern 
sollte eine Kommune diesen zusätzlich anbieten.

Stellungnahmen und Einwendungen im förmlichen 
Verfahren können ebenfalls für spätere gerichtliche 
Verfahren und Prozesse wichtig sein (siehe Kapitel 6.5: 
Letzte Ausfahrt – juristische Hebel). Das bedeutet, Ein­
zelpersonen, die grundsätzlich mit den Planungen ein 
Problem haben und/oder ihre Rechtspositionen ver­
letzt sehen, müssen sich mit entsprechenden Einwen­
dungen und Stellungnahmen beteiligen, um gegen 
den Genehmigungsbescheid zum Wärmeplan dann 
gerichtlich vorgehen zu können.

Bewertung der formellen  
Beteiligungsmöglichkeiten
Vergleicht man die im WPG eingeräumten Beteili­
gungsrechte für die Öffentlichkeit (siehe Kapitel 2.3) 
mit den Beteiligungsstufen, wird ersichtlich, dass die 
im WPG eingeräumten Rechte einen klaren Fokus auf 
die schwächsten Formen der Beteiligung (Information 
und Konsultation) haben (siehe Abbildung 4). Beteili­
gung soll lediglich mittels der Information über den Be­
schluss über die Wärmeplanung, der Einsichtnahme in 
die verschiedenen Prozessschritte und der Möglichkeit 
zur Stellungnahme erreicht werden. Daran wird deut­
lich, wie wenig ambitioniert das WPG hinsichtlich der 
Öffentlichkeitsbeteiligung ist, auch wenn diese oftmals 

als besonders löblich dargestellt wird. Hier wäre ein 
klarer gesetzlicher Auftrag, der stärkere Partizipations­
formen vorsieht, besser gewesen. So hält das Kompe­
tenzzentrum Kommunale Wärmewende fest:

«Im Vergleich zu anderen Themen der Energiewen­
de, wie dem Ausbau von Solar- oder Windkraftanla­
gen, steht die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Wär­
meplanung weniger im Vordergrund. Dies liegt daran, 
dass die Wärmeplanung ein strategisches Instrument 
ist. Bei der Erstellung der KWP [kommunalen Wärme­
planung] liegt der Fokus auf Informieren der Öffent­
lichkeit. […] In der Umsetzungsphase z. B. bei der Re­
alisierung neuer Wärmenetze kommt der Beteiligung 
potenzieller Nutzer der Wärmenetze dann eine höhere 
Bedeutung zu.» (dena 2024) 

Diese Perspektive verkennt den Einfluss, den die Öf­
fentlichkeit auch im Rahmen strategischer Planungs­
prozesse einnehmen kann. Des Weiteren liegt der Fo­
kus der verpflichtenden Akteursbeteiligung klar auf 
anderen Akteuren, wie etwa Trägern öffentlicher Be­
lange (Behörden oder Institutionen, die gesetzlich da­
zu verpflichtet sind, öffentliche Aufgaben und Inter­
essen zu vertreten) und Betreibern von Energie- und 
Wärmenetzen. Die Teilgruppen der Öffentlichkeit wer­
den dabei nicht näher benannt, sodass beispielsweise 
zivilgesellschaftliche Akteure oder Mieter*innen kei­
ne direkte Erwähnung finden. Zudem macht das WPG 
nur wenig Vorgaben dazu, wie die Öffentlichkeit infor­
miert und beteiligt werden soll (Kamlage/Silina/Arnold 
2025). Dies ist gerade vor dem Hintergrund der sehr 
technischen Schritte der Wärmeplanung von Rele­
vanz, da nicht davon auszugehen ist, dass alle Akteure 
der Öffentlichkeit die Informationen ohne gute Aufbe­
reitung und Vermittlungsarbeit nachvollziehen können. 
Auch wird nicht weiter vorgegeben, inwieweit die Er­
gebnisse aus den Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
Berücksichtigung in der Wärmeplanung bzw. im Wär­
meplan finden sollen und wie überwacht werden soll, 
dass etwaige Einwände tatsächlich und angemessen 
Beachtung finden. Vor dem Hintergrund der fehlen­
den Verpflichtung der Implementierung der entwickel­
ten Wärmepläne stellt sich die Frage umso dringlicher, 
inwieweit die Stellungnahmen der Öffentlichkeit prak­
tische Relevanz entfalten können. Die formelle Öf­
fentlichkeitsbeteiligung nach dem WPG weist somit 
mehrere Limitationen auf und versäumt das Potenzi­
al iterativer Beteiligungsprozesse (ebd.), das heißt sich 
schrittweise wiederholender (sogenannter iterativer) 
Prozessen, bei denen die Öffentlichkeit sich in mehre­
ren Planungs- und Feedbackschleifen einbringen kann.
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6  INFORMELLE MÖGLICHKEITEN  
DER ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG

Kurzfassung: Die formellen Beteiligungsmöglichkei­
ten an der kommunalen Wärmeplanung, die sich aus 
dem Wärmeplanungsgesetz (WPG) ergeben, sind be­
grenzt. Deshalb ist es wichtig, informelle Beteiligungs­
möglichen bei den Kommunen einzufordern. Einige 
Kommunen in Deutschland planen bereits informelle 
Beteiligungsformen. So können der aktuelle Stand der 
Wärmeplanung in der Kommune abgefragt und diver­
se Beteiligungsformate bei der Kommune eingefordert 
werden. Die organisierte Zivilgesellschaft kann Infor­
mations- und Beteiligungsangebote selbst initiieren, 
sich darüber hinaus für Energiegemeinschaften ein­
setzen oder den Einsatz juristischer Hebel in Erwägung 
ziehen.

6.1 STATUS QUO INFORMELLER  
BETEILIGUNG IN DEN KOMMUNEN
Wie dargestellt, sind die formellen Beteiligungsmög­
lichkeiten im Rahmen der kommunalen Wärmepla­
nung extrem begrenzt. Deswegen ist es für zivilgesell­
schaftliche Initiativen ratsam, weitere Möglichkeiten 
der Beteiligung auszuloten und Druck auf die eigene 
Kommune auszuüben, damit die Öffentlichkeit stärker 
an der Planung beteiligt wird. Hierbei handelt es sich 
um informelle Beteiligungsmöglichkeiten. Diese Art 
der Beteiligung muss aktiv bei der Kommune einge­
fordert werden und benötigt unter Umständen etwas 
Nachdruck, bis die Verantwortlichen bereit sind, Be­

teiligung zu gewähren, die über das gesetzlich vorge­
schriebene Maß hinausgeht. So hält auch das Kompe­
tenzzentrum Öffentliche Wirtschaft, Infrastruktur und 
Daseinsvorsorge an der Universität Leipzig (KOWID) 
zur kommunalen Wärmeplanung fest: 

Es «hat sich gezeigt, dass diese [formellen Öffent­
lichkeitsbeteiligungsverfahren] oft zu kurz greifen und 
mithin nicht immer geeignet sind, Konflikte zu lösen, 
Kompromisse zu finden oder Akzeptanz zu schaffen. 
Daher sollten diese um informelle Beteiligungsverfah­
ren ergänzt werden.» (Botta et al. 2024)

Im Idealfall bietet die Kommune weitere Beteili­
gungsmöglichkeiten auf eigene Initiative hin an, was in 
der Praxis bereits vielerorts der Fall ist. So hat das KO­
WID 2024 eine Online­Befragung von Kommunen zur 
Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung durch­
geführt und dabei abgefragt, inwiefern informelle Be­
teiligungsverfahren in Erwägung gezogen oder bereits 
durchgeführt werden: 

–  52 Prozent der Kommunen haben sich noch nicht 
entschieden, ob informelle Verfahren Anwendung 
finden sollen. 

–  35 Prozent der Kommunen planen, informelle  
Beteiligungsverfahren durchzuführen. 

–  13 Prozent der Kommunen möchten keine infor­
mellen Beteiligungsmöglichkeiten anbieten.

Abbildung 5: Ergebnisse der Kommunalbefragung zur Durchführung informeller  
Bürgerbeteiligungsverfahren im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung

Anmerkung: EW = Einwohner*innen 
Quelle: Botta et al. 2024
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Auffällig ist, dass sich insbesondere kleine und mit­
telgroße Kommunen noch nicht im Klaren darüber 
sind, ob sie informelle Beteiligungsverfahren durch­
führen wollen, und dass sowohl sehr kleine als auch 
sehr große Kommunen häufiger beabsichtigen, keine 
informelle Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen 
(siehe Abbildung 5). 

Darüber hinaus wurden die Kommunen befragt, 
welche konkreten Formate Anwendung finden sollen. 
30 Prozent der Kommunen sind noch unentschieden. 
Ein Teil fokussiert sich auf interne, für die Verwaltung 
vorgesehene Formate, insofern also nicht auf eine Öf­
fentlichkeitsbeteiligung. Darüber hinaus sind Informa­
tionsveranstaltungen und erweiterte Medienarbeit in 
vielen Kommunen geplant. Es wurden allerdings auch 
Formate mit einem höheren Partizipationsgrad ge­
nannt, wie Bürger*innenforen, -versammlungen und 
-dialoge, Runde Tische oder Workshops. Ein gerin­
ger Teil von Kommunen gab zudem an, Bürger*innen 
über Energiegenossenschaften beteiligen zu wollen 
(Botta et al. 2024). Es kann für Initiativen hilfreich sein, 
nach Kommunen zu suchen, die der eigenen ähneln 
und umfangreiche Beteiligung in der Wärmeplanung 
durchführen. Diese Kommunen können dann als Best-
Practice-Beispiel in der eignen Kommune vorgestellt 
werden (siehe ausgewählte Best-Practice-Beispiele in 
Kapitel 7). 

Die Ergebnisse der KOWID-Umfrage zeigen, dass 
vielerorts noch nicht gewährleistet ist, dass die Öffent­
lichkeit über die gesetzlichen Vorgaben hinaus beteiligt 
wird. Vor diesem Hintergrund ist es zentral zu beleuch­
ten, wie sich lokale Mieter*innen- und Klimainitiativen 
über die formelle Öffentlichkeitsbeteiligung hinaus in 
die Wärmeplanung einbringen und selbst aktiv werden 
können. Die nachfolgenden Abschnitte erläutern, wie 
man sich als Zivilgesellschaft und als Medienschaffen­
de über die kommunale Wärmeplanung informieren 
kann, wie und welche ergänzenden Beteiligungsmög­
lichkeiten man von der Kommune einfordern kann, 
welche Beteiligungsmöglichkeiten man darüber hin­
aus selbst als lokale Initiative initiieren kann und wel­
che weiteren Möglichkeiten sich bieten, um sich in die 
kommunale Wärmeplanung einzubringen.

6.2 OPTION 1: SICH ÜBER DIE KOMMU­
NALE WÄRMEPLANUNG INFORMIEREN
Grundwissen erarbeiten: Zu Beginn der Beschäfti­
gung mit der kommunalen Wärmeplanung macht es 
zunächst Sinn, sich in die Thematik einzuarbeiten. Hier­
zu ist der erste Teil dieses Leitfadens als Startpunkt ge­
eignet. Das Ziel sollte sein, die Bedeutung und Funk­
tion der kommunalen Wärmeplanung zu verstehen, die 
Wärmeplanung in der eigenen Kommune beurteilen zu 
können sowie den Prozess von der Wärmeplanung zur 
Wärmewende vor Ort verfolgen und bewerten zu kön­
nen (GermanZero 2024a). Neben dem ersten Teil die­
ses Leitfadens können zahlreiche im Internet verfüg­
bare Informationen dabei helfen, die Wärmeplanung in 
Gänze zu verstehen, zum Beispiel: 

–  Website des Kompetenzzentrums Kommunale 
Wärmewende (KWW): https://www.kww­halle.de/ 

–  Informationen von Umweltverbänden und weiteren 
Initiativen:

 ·  Standpunkt Wärmewende und Wärmeplanung  
des BUND: https://www.bund.net/fileadmin/ 
user_upload_bund/publikationen/energiewende/ 
20250217­BUND­Standpunkt­19­Waermewende.
pdf

 ·  Online­Werkstattreihe «Vor Ort aktiv werden für  
die Wärmewende» von LocalZero: https://mitma­
chen­wiki.germanzero.org/w/LocalZero:W%C3% 
A4rmewerkstatt

Daneben gibt es zahlreiche Online­Veranstaltungen 
und Vor­Ort­Veranstaltungen, um sich in die Themen 
einzuarbeiten. Für Initiativen ist es sinnvoll, lokale 
Fachexpert*innen um eine Informationsveranstaltung 
für die eigenen Mitglieder zu bitten.

Aktuellen Stand in der Kommune anfragen: In ei­
nem nächsten Schritt sollte der Stand der Wärmepla­
nung in der eigenen Kommune erfragt werden. Zum 
Stand der Wärmeplanung hilft meist eine kurze Inter­
netrecherche, insbesondere auf der Website der ei­
genen Kommune. Lassen sich keinerlei oder nur we­
nige Informationen zur Wärmeplanung in der eigenen 
Kommune finden, ist es ratsam, direkt auf die Kom­
mune zuzugehen und nach der Zusendung von In­
formationen oder nach einem Gespräch zu fragen. 
Hierfür können beispielsweise Mitarbeitende der Kom­
munalverwaltung kontaktiert werden, wie die kom­
munalen Klimaschutzmanager*innen, der bzw. die 
Oberbürgermeister*in, die Mitglieder im Gemeinde­ 
bzw. Stadtrat oder auch die Stadtwerke. Dabei gilt es, 
generell herauszufinden, wer vor Ort für die kommu­
nale Wärmeplanung zuständig ist und beispielsweise 
in den relevanten Steuerungsgruppen sitzt. Für eine 
solche Anfrage kann das vom BUND Landesverband 
Baden­Württemberg erstellte Musterschreiben zur 
Anfrage zum Stand der kommunalen Wärmepla-
nung genutzt werden: www.bund­bawue.de/filead­
min/bawue/Dokumente/Themen/Klima_und_Ener­
gie/2021­08_Musterschreiben_Waermeplanung.pdf. 

Erstes Informationsgespräch mit den Verantwort-
lichen fordern: Wenn ersichtlich wird, dass die Kom­
mune die Wärmeplanung noch nicht angeht, kann ent­
sprechend gefordert werden, dass die Kommune den 
Prozess initiiert. Hierfür kann zur argumentativen Stüt­
ze das Empfehlungsschreiben «Gute Wärme planen» 
der Umweltverbände genutzt werden: https://www.
greenpeace.de/publikationen/20241114­greenpeace­
positionspapier­verbaende­waermewende.pdf. 

Hat die Kommune den Prozess der Wärmeplanung 
dagegen bereits initiiert, kann man die Kommune nach 
Auskunft zum jeweiligen Prozesstand bitten. Auch hier 
kann es sinnvoll sein, die Kommune um direkte Infor­
mationsgespräche zu bitten. GermanZero hat hierfür 
einen Gesprächsleitfaden für Lobbygespräche mit 
der Kommune zur Wärmewende erstellt, der für die 

http://www.bund-bawue.de/fileadmin/bawue/Dokumente/Themen/Klima_und_Energie/2021-08_Musterschreiben_Waermeplanung.pdf
http://www.bund-bawue.de/fileadmin/bawue/Dokumente/Themen/Klima_und_Energie/2021-08_Musterschreiben_Waermeplanung.pdf
http://www.bund-bawue.de/fileadmin/bawue/Dokumente/Themen/Klima_und_Energie/2021-08_Musterschreiben_Waermeplanung.pdf
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Vorbereitung eines solchen Gesprächs genutzt werden 
kann: https://mitmachen-wiki.germanzero.org/wiki/
images/e/eb/Gespr%C3%A4chsleitfaden_W%C3%A
4rmewende_Nov_24.pdf. 

Je nach der Phase, in der die Kommune im Pro­
zess steckt, gilt es, unterschiedliche Fragen zu stel­
len – zum Planungsprozess selbst und den involvier­
ten Akteuren und ihren Entscheidungsspielräumen 
oder zu den fachlichen (Daten-)Grundlagen, zum Vor­
gehen und zu bereits getroffenen Entscheidungen. 
GermanZero hat auch hierfür Hilfsmaterialien für lo­
kale Initiativen erstellt, in denen wichtige Fragen an 
Verwaltung und Politik in den unterschiedlichen Pha­
sen der Wärmeplanung zusammengestellt sind (sie­
he auch Abbildung 7). Die Materialien enthalten so­
wohl eine Rechercheanleitung zur Wärmeplanung 
vor Ort als auch einen Leitfaden zu guter Wärmepla­
nung: https://umweltinstitut.org/wp-content/up­
loads/2024/04/Rechercheanleitung_KWP.pdf und 
https://mitmachen-wiki.germanzero.org/wiki/ima­
ges/6/62/24-10-21_Gute_W%C3%A4rmeplanung_
GZ.pdf. 

Planungseinblicke und Daten bei der Kommune 
mit Erläuterungen anfordern: Je nachdem, in welcher 
Phase die Wärmeplanung in der eigenen Kommune 
steckt, sollte die Kommune neben Informationsgesprä­
chen dazu aufgefordert werden, die aktuellen Planun­
gen, Daten und Ergebnisse zu übermitteln. Da die un­
terschiedlichen Phasen der Wärmeplanung teilweise 
sehr technisch und schwer nachvollziehbar sind, soll­
te die Kommune unbedingt aufgefordert werden, die 
übermittelten Daten zu erläutern. Es ist empfehlens­
wert, sich neben dem Stand der Wärmeplanung auch 
tiefer über die lokale Wärmeversorgung zu informie­
ren. Daten über den aktuellen und künftigen Wärme­
bedarf, über bestehende Heizsysteme und Gasnetze 
und andere Energieinfrastrukturen, über Sanierungs­
stände und über etwaig bestehende Infrastrukturplä­
ne sind hier von Interesse. Diese Daten müssen im 
Rahmen der Wärmeplanung von der Kommune oh­
nehin erhoben werden. Hierfür müssen die Initiativen 
zunächst in Erfahrung bringen, welche Akteure (Kom­
mune, Stadtwerken, private Versorger etc.) über die 
gewünschten Daten verfügen. 

Wenn die Daten bereitgestellt werden und vorlie­
gen, können die Ergebnisse der Wärmeplanung kri­
tisch hinterfragt werden. Notfalls kann dann von Initia­
tiven eingegriffen werden. Grundsätzlich haben alle 
Bürger*innen in Deutschland einen Anspruch gegen 
Behörden (sogenannte informationspflichtige Stellen) 
auf Herausgabe von Umweltinformationen nach dem 
Umweltinformationsgesetz (UIG) gemäß § 4 UIG. Die­
se müssen dann innerhalb von einem Monat herausge­
geben werden. Hilfreich hierbei kann die Internetplatt­
form «Frag den Staat» sein, die auch Musterschreiben 
bereithält: https://fragdenstaat.de. 

Nach dem Wärmeplanbeschluss: Sollte die Kom­
mune bereits einen Wärmeplan erstellt haben, kann 
man trotzdem noch Einfluss nehmen. Beispielsweise 

können die vorgesehenen Wärmenetzbetreiber, be­
vorstehende Baumaßnahmen und andere Maßnah­
men erfragt werden. Dies hält die Möglichkeit offen, 
bis zum Ende des Prozesses noch wichtige Änderun­
gen zu erwirken. Überdies ist die kommunale Wärme­
planung nie vollständig abgeschlossen, da sie nach 
§ 25 WPG laufend bis zum Zieljahr fortgeschrieben 
werden soll.

Sind sämtliche Informationen inklusive Erläuterun­
gen von der Kommune übermittelt worden, können 
sich die Initiativen ein aktuelles Bild von der Wärme­
planung in der eigenen Kommune machen. Je nach­
dem, welche Informationen übermittelt wurden, kann 
im nächsten Schritt mit einem organisierten Vorgehen 
die informelle Beteiligung eingefordert werden.

6.3 OPTION 2: INFORMELLE  
BETEILIGUNGSMÖGLICHKEITEN IN  
DER KOMMUNE EINFORDERN
Wie die oben vorgestellte KOWID-Befragung verdeut­
licht (siehe Abbildung 5), führen viele Kommunen auf 
Eigeninitiative zusätzlich zur gesetzlich vorgeschrie­
benen Öffentlichkeitsbeteiligung informelle Beteili­
gungsverfahren durch, da ihnen die Vorteile einer um­
fassenderen Partizipation offenbar bewusst sind. Die 
Kommunalbefragung des KOWID hat jedoch auch ge­
zeigt, dass sich noch zahlreiche Kommunen im Un­
klaren darüber sind, ob sie bei der Wärmeplanung in­
formelle Beteiligungsmöglichkeiten anbieten wollen, 
während diverse Kommunen sich bereits dagegen ent­
schieden haben (Botta et al. 2024). Dies muss von lo­
kalen Initiativen nicht einfach hingenommen werden. 

Die Zivilgesellschaft verfügt über starke Hebel. Sie 
repräsentiert die Öffentlichkeit und kann mittels Pres­
se, Demonstrationen, gezielter und professioneller 
Kontaktaufnahme (siehe dazu die Links zu verschie­
denen Musterschreiben in Kapitel 6.2) und auf ande­
ren Wegen informelle Beteiligungsmöglichkeiten ein­
fordern. Dabei sollte den Verantwortlichen der Nutzen 
dieser Beteiligung aufgezeigt werden. Auch ein Hin­
weis auf bevorstehende Bürgermeister*innenwahlen 
und andere Wahltermine können helfen, die Verant­
wortlichen davon zu überzeugen, dass es in der lokalen 
Bevölkerung Mitsprachbedarf gibt. Dabei sollten der 
Kommune konkrete Vorschläge zu den gewünschten 
Formaten gemacht werden. Die folgenden Teilkapitel 
zeigen auf, welche informellen Beteiligungsmöglich­
keiten eingefordert werden können.

6.3.1  Beteiligungsmöglichkeiten nach  
Beteiligungsgrad
Unabhängig von der konkreten Phase, in der sich die 
kommunale Wärmeplanung gerade befindet, kön­
nen verschiedene Beteiligungsoptionen an Kommu­
nen herangetragen werden. Es ist ratsam, informelle 
Beteiligungsprozesse als Initiative oder noch besser 
in einem Netzwerk von Initiativen einzufordern. Da die 
Beteiligungsprozesse über die Wärmewende Konflikt­
potenzial bergen, fachliches Wissen benötigen und 

https://umweltinstitut.org/wp-content/uploads/2024/04/Rechercheanleitung_KWP.pdf
https://umweltinstitut.org/wp-content/uploads/2024/04/Rechercheanleitung_KWP.pdf
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auch für eine Kommune nicht einfach durchzufüh­
ren sind, ist die Beteiligung als Einzelperson wenig Er­
folg versprechend. Ein Netzwerk, beispielsweise aus 
Mieter*inneninitiativen und anderen lokalen Gruppen, 
kann der Kommune die Bedeutung der Wärmewen­
de für die Bürger*innen verdeutlichen und Druck aus­
üben, diese Beteiligung zu ermöglichen. Nachdem die 
im vorherigen Zwischenkapitel vorgestellten Schritte 
durchgeführt worden sind und sich ein Überblick über 
den aktuellen Stand der Wärmeplanung verschafft 
wurde, sollte über die einzufordernden Beteiligungs­
optionen beraten werden. Diese Optionen unterschei­
den sich sowohl vom Grad der Beteiligung, als auch 
vom Zeitpunkt. Es ist dementsprechend wichtig vorher 
in Erfahrung zu bringen, wie weit die Planung in der ei­
genen Kommune bereits fortgeschritten ist.

Die folgenden Möglichkeiten unterscheiden sich 
nach ihrem Beteiligungsgrad und orientieren sich an 
dem in Kapitel 4.2 vorgestellten Stufenmodell der Öf­
fentlichkeitsbeteiligung (siehe Abbildung 4). Je um­
fangreicher Beteiligung eingefordert wird, desto spezia­
lisierter muss die Initiative in ihrer zukünftigen Arbeit 
vorgehen und desto mehr Kapazitäten werden auch be­
nötigt. Es macht einen Unterschied, ob die Kommune 
beispielsweise lediglich zu einer Informationskampa­
gne oder zu einem Bürger*innenrat bewegt werden soll.

Moderation vorher festlegen: Unabhängig davon, 
welcher Beteiligungsgrad eingefordert wird, ist es rat­
sam, zu Beginn des Prozesses eine Moderation fest­
zulegen. Die Themen der Wärmewende, insbesondere 
ihre Umsetzung vor Ort in den Häusern von Menschen, 
bergen ein hohes Konfliktpotenzial. Daher ist eine gu­
te Begleitung des Gesamtprozesses durch eine kom­
petente Moderation zentral. Im Prozess muss die Mo­
deration den Austausch lenken, einer festgelegten 
Struktur folgen, Konflikten Raum geben und zu ihrer 
Aushandlung beitragen. Es ist wichtig, dass der Pro­
zess für alle transparent erfolgt und auf Kooperation 
und Mitgestaltung ausgerichtet ist. Bei der betrau­
ten Person sollte es sich um eine unparteiische Person 
handeln, die im Idealfall nicht aus der Kommunalver­
waltung oder -politik gestellt wird. So kann eine gut 
gewählte und kompetente Moderation den nötigen 
Grundstein für die Akzeptanz des und das Vertrauen in 
das Beteiligungsverfahren legen.

Stufe 1: Information
Kommunikationsstrategie: Zu Beginn ist es ratsam, 
die Kommune zur Entwicklung einer einheitlichen 
Kommunikationsstrategie zum Wärmeplanungspro­
zess zu bewegen, um sicherzustellen, dass alle rele­
vanten Zielgruppen auch tatsächlich erreicht werden 
und dass durch klare und transparente Kommunika­
tion ein Beitrag geleistet wird, Akzeptanz für die Wär­
meplanung zu schaffen. Hierbei gilt es alle relevanten 
Zielgruppen und ihre Informationsbedarfe zu identifi­
zieren, die Ziele der Kommunikation zu definieren, zu 
erörtern wie die verschiedenen Zielgruppen erreicht 
werden können (online und analog), die zu übermit­

telnden Botschaften festzulegen, konkrete Kommuni­
kationsmaßnahmen abzuleiten und die Kommunika­
tionszeitpunkte festzulegen (dena/KWW 2025a).

Online-Plattform: Die Kommune sollte davon über­
zeugt werden, eine Online-Plattform zur Wärme­
planung einzurichten, entweder als eigene Web­
site oder als Unterseite der kommunalen Website. 
Diese sollte alle relevanten Informationen zum Stand 
der Wärmeplanung, die nächsten Schritte, die Pla­
nungsverantwortlichen, die Planungsergebnisse, et­
waige Datengrundlagen, Beteiligungswege und Kon­
taktmöglichkeiten enthalten. Die Plattform kann 
zusätzlich mit Angeboten in den sozialen Medien ver­
knüpft werden, um weitere Menschen zu erreichen.

Informationsveranstaltungen: Darüber hinaus soll­
te die Kommune aufgefordert werden, zu verschiede­
nen Zeitpunkten der Wärmeplanung Informationsver­
anstaltungen zum jeweiligen Prozessstand anzubieten. 
Die Themen der Wärmewende und -planung sind teils 
sehr komplex und nicht leicht zu verstehen, sodass 
Kommunen angehalten werden sollten, zu verschie­
denen Zeitpunkten Ergebnisse zusammengefasst und 
leicht verständlich zu präsentieren, um Bürger*innen 
besser mitzunehmen.

Stufe 2: Konsultation
Kontaktmöglichkeit: Für einen direkten Draht zur Öf­
fentlichkeit kann die Kommune um die Einrichtung ei­
ner kontinuierlichen Kontaktstelle gebeten werden, an 
die sich Interessierte jederzeit mit Informationsbedar­
fen, Fragen, Anregungen und Feedback wenden kön­
nen. Dies kann über eine Online-Kontaktstelle, wie ei­
ne E-Mail-Adresse, eine App oder einen Chat erfolgen. 
Alternativ können ein Servicetelefon oder regelmäßi­
ge offene Sprechstunden eingerichtet werden (UBA 
2025b).

Dialogveranstaltungen: Darüber hinaus lassen sich 
analog zu Informationsveranstaltungen auch prozess­
begleitende, regelmäßige Veranstaltungen mit einem 
stärker dialogorientierten Charakter durchführen, um 
gezielt Raum für Diskussion und Feedback zu geben. 
Bürger*innendialoge oder -versammlungen, Diskus­
sionsrunden und Workshops dienen als Formate, in 
denen die Teilnehmenden ihre Perspektiven und ihr 
Wissen teilen, Fragen stellen und bei Bedarf auch an 
Lösungen mitarbeiten können. Diese eignen sich zum 
Auftakt der Wärmeplanung, aber auch für die Vorstel­
lung und Diskussion der Ergebnisse der Eignungsprü­
fung, Potenzial- und Bestandanalyse, der Entwicklung 
der Zielszenarien, der Wärmeplanentwürfe und der 
konkreten Umsetzungspläne.

Stufe 3: Kooperation
Räte und Runde Tische: Um Bürger*innen ver­
stärkt in die Entwicklung von Zielvorgaben und Lö­
sungsoptionen einzubinden, können kooperie­
rende Beteiligungsformate wie Bürger*innenräte, 
Bürger*innenforen, Runde Tische oder Planungs­
zellen den gesamten oder einen Teil des Wärmepla­
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nungsprozesses begleiten. In Bürger*innenräten 
und Planungszellen erarbeiten zufällig ausgewählte 
Bürger*innen in mehreren Sitzungen Handlungsemp­
fehlungen, wobei externe Expert*innen zur Beratung 
hinzugezogen werden können. Im Fall von Planungs­
zellen fließen die Empfehlungen in die Erstellung ei­
nes Bürger*innengutachtens. Die Empfehlungen wer­
den anschließend öffentlich vorgestellt, diskutiert 
und an Entscheidungsträger*innen übergeben (Bos­
se/Häublein/Kadel 2023). In Bürger*innenforen ar­
beitet eine größere Gruppe an Beteiligten über einen 
längeren Zeitraum in Präsenz- und Online-Formaten 
an bestimmten Herausforderungen und erarbeitet 
zum Abschluss ein Bürger*innenprogramm, das mit 
Entscheidungsträger*innen und weiteren Interessier­
ten diskutiert wird (Wegweiser Bürgergesellschaft 
o. J.). An Runden Tischen wiederum kommen aus­
gewählte Vertreter*innen unterschiedlicher Akteurs­
gruppen über einen längeren Zeitraum zusammen, um 
konsensuale Lösungen für ein Problem zu erarbeiten. 

Stufe 4: Mitbestimmung
Steuerungsgruppen und Beiräte: Initiativen können 
sich in ihrer Kommune auch dafür einsetzen, dass die 
eigene Initiative oder der Dachverband in der Steue­
rungsgruppe oder im Beirat der Wärmeplanung vertre­
ten ist. Die Steuerungsgruppe ist für die strategische 
Planung, Koordinierung, Überarbeitung und Überwa­
chung der Wärmeplanung inklusive der Öffentlich­
keitsbeteiligung zuständig. Dabei variiert die Zusam­
mensetzung der Gruppen von Kommune zu Kommune, 
häufig sind sie jedoch nur mit Vertreter*innen der Kom­
munalverwaltung besetzt. Sollte in der eigenen Kom­
mune ein Beirat für die Wärmeplanung eingerichtet 
werden, könnte es alternativ von Interesse sein, dort 
als zivilgesellschaftlicher Akteur vertreten zu sein. 
Der Beirat begleitet den Prozess aus interdisziplinärer 
Sicht, diskutiert Entwicklungen, Ergebnisse und Kon­
flikte und entwickelt Empfehlungen. Beiräte werden 
aufgrund der größeren Akteursvielfalt vor Ort jedoch 
oftmals nur in größeren Kommunen einberufen (Kam­
lage/Silina/Arnold 2025).

6.3.2  Beteiligungsmöglichkeiten nach Phasen  
der kommunalen Wärmeplanung
Neben der Entscheidung über den Beteiligungsgrad 
sollten sich die Initiativen und Netzwerke auch an den 
Phasen der Wärmeplanung orientieren. Auch wenn 
die gesetzlich verankerte Beteiligung nur bestimmte 
Phasen der Wärmeplanung betrifft, kann die Initiative 
durchaus auf eine Beteiligung im gesamten Planungs­
prozess hinwirken. Natürlich müssen oder können die 
verschiedenen Grade der Beteiligung und auch die fol­
genden Beispiele nicht alle implementiert werden. Der 
Leitfaden stellt einen Mix an Beteiligungsmöglichkei­
ten vor (siehe auch Abbildung 6). Je nach Kommune 
und Stand der Planung, kommen andere oder nur Tei­
le der hier vorgestellten Beteiligungsmöglichkeiten in­
frage. 

Phase 0: Vor der Wärmeplanung
Informationsvermittlung: Bereits vor dem Beschluss 
zur Durchführung der Wärmeplanung kann die Kommu­
ne den Prozess unter Beteiligung der Öffentlichkeit ins 
Rollen bringen, um alle Menschen vor Ort von Beginn 
an mitzunehmen und um erste Prozessausgestaltungs­
fragen partizipativ zu bearbeiten. Diese Prozesseinlei­
tungsphase konzentriert sich in der Regel auf die Infor­
mationsvermittlung. Die Öffentlichkeit wird über das 
Instrument der kommunalen Wärmeplanung informiert 
und für ihre Bedeutung und Ziele sensibilisiert, wodurch 
eine Basis für spätere Beteiligungsprozesse geschaffen 
werden kann. Hier können die in Kapitel 6.3.1 genann­
ten Mittel wie eine Online-Plattform, Informationsveran­
staltungen und sonstige digitale und analoge Informa­
tionsmaterialien zur Anwendung kommen. 

Dabei kann bereits zu diesem Zeitpunkt eine ziel­
gerichtete und umfängliche Informationskampagne 
für den gesamten Wärmeplanungsprozess erarbeitet 
werden. Die Kampagne sollte den Bürger*innen ver­
mitteln, «welchen Mehrwert die Wärmeplanung bie­
tet – von der Reduktion von CO2-Emissionen und Ener­
gieabhängigkeit über eine höhere Energieeffizienz mit 
Vorteilen im Hinblick auf die Bezahlbarkeit von Heiz­
kosten und Wohngesundheit bis hin zu wirtschaftli­
chen Chancen für die Region» (Kamlage/Silina/Arnold 
2025). Aber auch die erwähnten stärker dialogorien­
tierten Formate wie Bürger*innensprechstunden oder 
Bürger*innenversammlungen können bereits in der 
Prozesseinleitungsphase eingefordert werden.

Planspiele: Einen guten Zugang zur Thematik bilden 
Planspiele. Die Deutsche Bundesstiftung Umwelt hat 
das Kartenset «Team Wärme» entwickelt (https://www.
zukunft-zuhause.net/akteure-vor-ort/workshops/kar­
tenset-team-waerme) und das Kompetenzzentrum 
Kommunale Wärmewende (KWW) das «Team-Wärme-
Planspiel» (www.kww-halle.de/team-waerme-plan­
spiel). Beide Spiele haben einen niedrigschwelligen 
thematischen Einstieg in die kommunale Wärmepla­
nung zum Ziel. Technologien, Energiequellen und 
Energieprinzipien werden als Spieler*innen einer Fuß­
ballmannschaft dargestellt, die es zu einem lokal pas­
senden Team zu vereinen gilt. Auch wenn sich die 
Spiele hauptsächlich an Entscheidungsträger*innen 
richten, können Kommunen darum gebeten werden, 
zivil- oder bürgerschaftliche Vertreter*innen in die 
Spieldurchführung einzubinden. Die Planspiele eignen 
sich natürlich auch für die späteren Phasen der Wär­
meplanung, beispielsweise für die Zeit nach dem Be­
schluss über die Wärmeplanung.

Beschlusserweiterung: In der Prozesseinleitungs­
phase können Initiativen bereits Druck auf die Kom­
mune ausüben und beispielsweise die Mitglieder des 
Stadt- oder Gemeinderats dazu auffordern, besonders 
ambitionierte Ziele – sowohl hinsichtlich einer nachhal­
tigen und sozialverträglichen Wärmeplanung als auch 
hinsichtlich des Umfangs der Öffentlichkeitsbeteili­
gung – in die Beschlussvorlage für die Wärmeplanung 
aufzunehmen. Dies gilt nicht nur für die Wärmepla­

https://www.zukunft-zuhause.net/akteure-vor-ort/workshops/kartenset-team-waerme
https://www.zukunft-zuhause.net/akteure-vor-ort/workshops/kartenset-team-waerme
https://www.zukunft-zuhause.net/akteure-vor-ort/workshops/kartenset-team-waerme
https://www.kww-halle.de/team-waerme-planspiel
https://www.kww-halle.de/team-waerme-planspiel
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nung. Es können ebenfalls weitere ambitionierte Be­
schlüsse für den kommunalen Klimaschutz aufgenom­
men werden, beispielsweise zu einem früheren Zieljahr 
für die kommunale Klimaneutralität. 

Obacht bei kleinen Gemeinden: Nach § 4 Abs. 3 
WPG dürfen kleine Gemeinden mit weniger als 
10.000 Einwohner*innen vereinfachte Wärmepla­
nungsverfahren oder die Wärmeplanung gemeinsam 
mit mehreren Gebieten im Konvoiverfahren durchfüh­
ren (WPG 2023). Das vereinfachte Verfahren sieht we­
niger umfangreiche Datenerhebungen und -analysen, 
einen kleineren Kreis an Beteiligten und auch weniger 
strenge Veröffentlichungspflichten vor. Dies bedeu­
tet für manche Kommunen eine erhebliche Erleich­
terung. Gleichzeitig birgt es das Risiko einer weniger 
umfangreichen Öffentlichkeitsbeteiligung und die Ge­
fahr, dass durch das Konvoiverfahren spezifische lo­
kale Gegebenheiten und Anforderungen nicht in dem 
Maße berücksichtigt werden, wie es eigentlich sinn­
voll wäre. Dies wird wahrscheinlich insbesondere dün­
ner besiedelte, ländlichere Regionen betreffen, in de­
nen mit weniger Bürgerinitiativen vor Ort zu rechnen 
ist. Es ist ratsam, diesen Punkt an regionale Gruppen 
oder Dachverbände heranzutragen, damit sie auch we­
niger stark zivilgesellschaftlich begleitete Regionen im 
Blick behalten und an die entsprechenden Kommunen 
herantreten, um sie zu einer ambitionierten Öffentlich­
keitsbeteiligung und zu einer hinreichenden Berück­
sichtigung lokaler Gegebenheiten zu motivieren. 

Phase 1: Beschluss zu Durchführung einer 
Wärmeplanung
Informationsveranstaltungen: Sofern die Öffentlich­
keit nicht bereits in der Prozesseinleitungsphase über 
die vorgesehene Wärmeplanung informiert wurde, 
gilt es, dies spätestens nach dem Beschluss über die 
Wärmeplanung im Gemeinde- oder Stadtrat einzufor­
dern. Es ist davon auszugehen, dass viele Bürger*innen 
vom veröffentlichten Beschluss nichts mitbekommen 
werden oder ihn gar selbst eingesehen haben. Des­
halb sollten schon zu diesem frühen Zeitpunkt ein in­
formativer Internetauftritt, Medienberichte und Presse­
mitteilungen von der Kommune eingefordert werden. 
Gleiches gilt für eine Informationskampagne, eine kla­
re Kommunikationsstrategie sowie die Einrichtung ei­
ner dauerhaften Kontaktstelle durch die Kommune. Es 
empfiehlt sich, die Kommune dazu zu bewegen, das 
Thema auf Veranstaltungen vorzustellen: entweder auf 
eigens vorgesehenen öffentlichen Veranstaltungen, 
wie zum Wärmeplanungsauftakt, oder auf ohnehin 
stattfindenden Veranstaltungen oder Treffen, wie Stadt­
festen, Kiezspaziergängen oder Treffen mit Klimabeirä­
ten. Hierbei sollte bereits Raum für Fragen, Sorgen und 
erste Handlungsempfehlungen gegeben werden.

Beiräte und andere Gremien: Zu diesem Zeitpunkt 
kann auch die bereits erwähnte Einrichtung von 
Bürger*innenräten gefordert werden. Alternativ sind 
kommunale Klimabeiräte oder spezifische Wärmepla­
nungsbeiräte sinnvoll. Sie vermitteln zwischen den 

Anliegen der verschiedenen Akteure und sorgen für 
Transparenz in der Wärmeplanung. Es sollte unbedingt 
gefordert werden, dass Vertreter*innen der lokalen Ini­
tiativen Mitglieder in diesen Beiräten sind, damit der 
gesamte Prozess eingesehen werden kann und damit 
auch die Öffentlichkeit informiert wird.

Akteursanalyse: Das Kompetenzzentrum Kommu­
nale Wärmeplanung empfiehlt Kommunen, zu die­
sem Zeitpunkt auch eine umfassende Akteursanalyse 
durchzuführen, die als Grundlage für eine bedarfsorien­
tierte und effektive Kommunikation und Beteiligung im 
Prozess der Wärmeplanung dient. Dabei werden alle re­
levanten Akteursgruppen sowie -untergruppen identifi­
ziert und ihre jeweiligen Rollen, Einflussmöglichkeiten 
und Interessen in der Wärmeplanung und -wende un­
tersucht. Dies ist auch im Hinblick auf die Analyse der 
lokalen Öffentlichkeit relevant, da diese im WPG nicht 
näher spezifiziert und somit als vermeintlich homoge­
ne Masse dargestellt wird. Das Kompetenzzentrum 
gibt sowohl in seinem an Kommunen gerichteten «Leit­
faden zur Akteursbeteiligung in der Wärmeplanung» 
(https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/20250213_
KWW_Leitfaden_Akteursbeteiligung_01.pdf) als auch 
in der Arbeitshilfe «Wie führe ich eine Akteursanaly­
se durch?» (https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/
KWW-Akteursleitfaden_Arbeitshilfe_Anleitung_Ak­
teursanalyse.pdf) Hinweise zur Durchführung, die mit 
der Einforderung einer umfassenden Akteursanalyse 
an die eigene Gemeinde übermittelt werden können.

Beteiligungskonzept: Die durchgeführte Akteurs­
analyse stellt die Grundlage für die Erstellung eines 
umfänglichen Beteiligungskonzepts für den gesamten 
Prozess der Wärmeplanung dar (dena/KWW 2025a). In 
diesem Konzept wird festgelegt, wie die verschiedenen 
identizierten Akteursgruppen in den unterschiedlichen 
Phasen mit welchen Zielen und Formaten beteiligt 
werden sollen. Die Kommune kann zur Erstellung ei­
nes solchen Konzepts sowie dessen Vorstellung auf In­
formationsveranstaltungen aufgefordert werden. Falls 
sie der Kommune nicht bekannt sind, kann sie für erste 
Ideen auf die Arbeitshilfe «Steckbriefe zu Beteiligungs­
formaten» (https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/
KWW-Akteursleitfaden_Arbeitshilfe_Steckbriefe_Be­
teiligungsformate.pdf) oder auf die «Methoden- und 
Verfahrenssammlung zur Bürger*innenbeteiligung» 
(www.buergergesellschaft.de/mitentscheiden/me­
thoden-verfahren/methoden-und-verfahren-der-bu­
ergerbeteiligung-von-a-bis-z) der Stiftung Mitarbeit 
hingewiesen werden. Dabei kann die Kommune auch 
aufgefordert werden, im Konzept herauszuarbei­
ten, wie besonders vulnerable Bevölkerungsgruppen 
addressiert und involviert werden sollen.

Umfragen: Darüber hinaus können Kommunen da­
zu bewegt werden, Umfragen zum Stimmungsbild und 
zu den Bedarfen in der Bevölkerung durchzuführen. So 
wurde beispielsweise in Darmstadt zu Beginn der Wär­
meplanung eine Panel-Befragung unter Bürger*innen 
durchgeführt, um herauszufinden, wie offen sie kli­
mafreundlichen Wärmetechnologien gegenüberstehen 
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(Bosse/Häublein/Kadel 2023). Derlei Einblicke in die ei­
gene Kommune identifiziert frühzeitig Konfliktpoten­
ziale und erlauben es, Beteiligungsmaßnahmen auf die 
Bedarfe der Menschen vor Ort zuzuschneiden. Alterna­
tiv können hierfür auch stärker mitgestaltende Veran­
staltungen gewählt werden, wie Zukunftswerkstätten 
oder Zukunftskonferenzen, bei denen Bürger*innen ih­
re eigenen Visionen für die Zukunft erarbeiten und ers­
te Ideen für Maßnahmen vorschlagen, was Kommunen 
ebenso richtungsweisend für den weiteren Prozess der 
Wärmeplanung mitnehmen können.

Phase 2 & 3: Eignungsprüfung, Potenzial- und 
Bestandsanalyse
Informationsformate: Während der Eignungsprü­
fung, bei der im Ausschlussverfahren Gebiete, die sich 
nicht für die Versorgung durch ein Wärme- oder Was­
serstoffnetz eignen, identifiziert werden, sind Infor­
mationsformate für die Öffentlichkeit zentral. Dies gilt 
ebenfalls für die Bestands- und Potenzialanalyse. Die 
Kommune kann dazu aufgefordert werden, die Ergeb­
nisse der drei Phasen nicht nur – wie gesetzlich vorge­
schrieben – an einer Stelle im Internet zu veröffentli­
chen, sondern sie über diverse Kanäle und Medien zu 
streuen. Stadt- oder Gemeindevertreter*innen können 
sie auf speziell dafür vorgesehenen Online- und Prä­
senzveranstaltungen wie Bürger*innendialogen oder 
Fachgesprächen oder auch auf anderen kommunalen 
Veranstaltungen und Treffen präsentieren. Diese For­
mate bieten der Öffentlichkeit die Möglichkeit, die Er­
gebnisse besser zu verstehen, zu kommentieren und 
Fragen zu stellen. Die Kommune sollte darum gebe­
ten werden, die Informationen auch leicht verständ­
lich aufzubereiten und vereinfachte Karten zu erstel­
len, damit auch Menschen mit weniger fachlichem 
Wissen die Ergebnisse nachvollziehen können. Bei 
den Veranstaltungen können bereits erste Themen mit 
Blick auf die Zukunft aufgegriffen werden, beispiels­
weise zur Förderung von Sanierungsmaßnahmen 
und klimafreundlichen Heizsystemen. Hierzu können 
zum Beispiel auch Energieberater*innen eingeladen 
werden. Das erhöht nicht nur den Informationsgehalt 
der Veranstaltungen, sondern auch die Motivation für 
Bürger*innen, an den Veranstaltungen teilzunehmen 
(dena/KWW 2025a). 

Datenspenden: Besonders im Zuge der Bestands­
analyse können Kommunen auch dazu angeregt wer­
den, über Befragungen sogenannte Datenspenden zu 
erhalten. Datenspende meint, dass Bürger*innen eige­
ne Daten zur ihrer Wärmeversorgung freiwillig zur Ver­
fügung stellen. Sie können in der Wärmeplanung dazu 
dienen, lokale Gegebenheiten und Bedarfe detaillier­
ter in die Potenzialanalyse und in die Standortsuche für 
den Infrastrukturauf- und -ausbau einzubeziehen. So 
führte die Stadt Heusenstamm beispielsweise im Rah­
men der Bestandsanalyse eine Befragung unter den 
Stadtbewohner*innen zu Gebäudedaten, -zuständen 
und -sanierungen durch, um eine qualifiziertere Daten­
grundlage zu erhalten (Stadt Heusenstamm 2025).

Phase 4: Zielszenario und Einteilung  
in Wärmeversorgungsgebiete
Informationsveranstaltungen: Auch in der Phase der 
Entwicklung von Zielszenarien und der Einteilung von 
Gebieten in voraussichtliche Wärmeversorgungsge­
biete sollten Bürger*innen über Informationsangebo­
te und Online- und Präsenzveranstaltungen eingebun­
den werden. 

Beteiligungsveranstaltungen: Neben dialogorien­
tierten Formaten, die Rückmeldungen zu den entwi­
ckelten Szenarien und eingeteilten Gebieten sowie 
einen Abgleich zwischen den Erwartungen der Men­
schen und der technischen Machbarkeit ermögli­
chen (Kamlage/Silina/Arnold 2025), eignen sich in die­
ser Phase auch zunehmend stärker auf Mitgestaltung 
ausgelegte Formate wie Szenario-Workshops oder 
World-Cafés. Bei einem Szenario-Workshop kommen 
verschiedene Vertreter*innen aus Verwaltung, Politik, 
Fachkreisen und Zivilgesellschaft mit Bürger*innen zu­
sammen, um verschiedene zukünftige Szenarien bzw. 
Zukunftsbilder vorzustellen und durchzuspielen. Dies 
soll das Aufzeigen verschiedener Entwicklungsverläu­
fe und Pfadabhängigkeiten und die Identifikation rele­
vanter Kontextbedingungen ermöglichen. Im Rahmen 
der Wärmeplanung könnten auf diese Weise die po­
tenziellen Zielszenarien und Gebietseinteilungen nach­
vollziehbar durchspielt werden (Bosse/Häublein/Kadel 
2023). Bei einem World-Café wiederum diskutieren 
Teilnehmende an moderierten Gruppentischen offen 
über ein vorgegebenes Thema und rotieren im Verlauf 
des Workshops zwischen den verschiedenen Themen­
tischen. Die Ergebnisse der jeweiligen Tische werden 
anschließend im Plenum vorgestellt und ausgewertet. 
Dieses Format könnte beispielsweise genutzt werden, 
um ein Stimmungsbild zu den einzelnen voraussichtli­
chen Wärmeversorgungsgebieten zu erhalten und um 
erste Maßnahmenvorschläge zu sammeln.

Phase 5: Umsetzungsstrategie
Planungswerkstätten: Stärker mitgestaltende Veran­
staltungen eignen sich besonders in der Phase der Er­
arbeitung des Maßnahmenkatalogs für die definierten 
Wärmeversorgungsgebiete. In dieser Phase können 
die erwähnten Formate des World-Cafés und Szena­
rio-Workshops sowie weitere Formate wie Ideen- und 
Planungswerkstätten bzw. Planungsversammlungen 
zum Einsatz kommen. Dadurch können Bürger*innen 
konkrete Maßnahmenvorschläge entwickeln und ein­
reichen und sich in erste Umsetzungsplanungen ein­
bringen. Diese Formate lassen sich sehr gut mit Orts­
begehungen und Stadtteilspaziergängen verbinden, 
bei denen das Maßnahmen-Brainstorming durch die 
gemeinsame Erkundung des Planungsgebiets ange­
regt werden kann. Auch erste Best-Practice-Beispiele 
oder bestehende Infrastrukturen lassen sich hier besu­
chen, um Bedenken und Fragen auszuräumen (dena/
KWW 2025a).
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Wärmeplanentwurf
Diskussions- und Erörterungsveranstaltungen in der 
Kommune: Auch bei der Auslegung des Entwurfs des 
Wärmeplans sind die genannten Formate gute Mög­
lichkeiten der informellen Beteiligung der Öffentlich­
keit, die über die gesetzlich festgelegten Rechte auf 
Einsicht- und Stellungnahme hinausgehen. Denn in 
dieser Phase ist zu erwarten, dass der Plan die meisten 
Bürger*innen in seiner Fülle überfordert und die Ein­
reichung einer formellen Stellungnahme eine zu gro­
ße Hürde für viele darstellt. Deshalb sollte auch der 
Wärmeplanentwurf in aufbereiteter verständlicher 
Form (Zusammenfassungen, Erklärvideos, Bilder, Kar­
ten etc.) und über verschiedene Kanäle gestreut, auf 
Veranstaltungen präsentiert und zur Diskussion ge­
stellt werden. Die Kommune sollte dabei unbedingt 
auch angehalten werden darzulegen, inwieweit das 
Feedback aus der Öffentlichkeit in die Endfassung des 
Plans einfließt und Begründungen dafür geben, wa­
rum gewisse Rückmeldungen nicht berücksichtigt 
werden können. Nur so lässt sich ausreichend Trans­
parenz herstellen.

Abstimmung durch Bürger*innen: Üblich ist der 
Beschluss des finalen Wärmeplans im Stadt- oder Ge­
meinderat. Initiativen können aber darauf drängen, 
über den Plan mittels eines Bürger*innenentscheids 
abzustimmen. Solche Entscheide müssen jedoch nicht 
zwangsläufig von der Bevölkerung ausgehen, sondern 
lassen sich auch mittels Ratsbegehren von der Kom­
mune initiieren. So wurde beispielsweise in Rostock 
der finale Wärmeplan von der Stadt ihren Bürger*innen 
zur Beschlussfassung vorgelegt und im Jahr 2022 von 
diesen beschlossen (Bosse/Häublein/Kadel 2023). 
Wird ein Wärmeplan von den Menschen in der Kom­
mune per Abstimmung beschlossen, ist dies auch für 
die Verantwortlichen eine Bestätigung für seine Akzep­
tanz in der Bevölkerung.

Implementierung des Wärmeplans
Monitoring-Beirat: Wurde der Wärmeplan beschlos­
sen, folgt die Phase seiner Umsetzung. Da die Umset­

zung der Wärmepläne laut WPG allerdings nicht bin­
dend ist (siehe Kapitel 3.1), ist Druck auf die Kommune 
wichtig, damit der Plan oder wichtige Teile davon nicht 
in der Schublade landen. Eine zentrale Forderung hier­
für kann sein, dass die Kommune eine permanen­
te Monitoring­Gruppe einrichtet und ein klares Moni­
toring­Konzept ausarbeitet. Die Monitoring­Gruppe 
kann beispielsweise aus der Steuerungsgruppe her­
vorgehen. Wichtig ist, dass neben Vertreter*innen aus 
der Kommunalverwaltung und anderen Fachakteuren 
auch Vertreter*innen aus der Zivilgesellschaft beteiligt 
sind. Die Gruppe verfolgt die effektive und nachhalti­
ge Umsetzung des Maßnahmenkatalogs, evaluiert und 
reflektiert den Prozess, nimmt nötige Anpassungen vor 
und arbeitet der gesetzlich vorgesehenen Fortschrei­
bung des Wärmeplans alle fünf Jahre zu (Kamlage/Sili­
na/Arnold 2025). 

Vorstellung des Wärmeplans und der nächsten 
Schritte: Mit der Umsetzung der Wärmepläne folgt 
der wohl wichtigste und herausforderndste Schritt 
der lokalen Wärmewende. Die Beteiligung der Öffent­
lichkeit sollte in dieser Phase auf keinem Fall ein En­
de finden, sondern stattdessen besonders stark ins 
Zentrum rücken. Schließlich treten erst jetzt viele po­
tenzielle Konflikte zutage. Gleichzeitig sind die Kom­
munen bei der Umsetzung der Maßnahmen von zahl­
reichen Einzelpersonen abhängig, wie zum Beispiel 
von Gebäudeeigentümer*innen. Es empfiehlt sich, 
nach dem Beschluss des Wärmeplans eine Informa­
tionsveranstaltung durchzuführen, bei der die finalen 
Maßnahmen des Wärmeplans und eine konkrete Um­
setzungsstrategie vorgestellt werden. Auf dieser Ver­
anstaltung sollte für die verschiedenen Stadt­ und Orts­
teile aufgezeigt wird, womit die Menschen vor Ort zu 
rechnen haben (dena/KWW 2025a). 

Je nach den örtlichen Bedingungen kommt im Lau­
fe der Umsetzungsjahre, also jener Jahre, in denen die 
Bau­ und Umrüstarbeiten stattfinden, eine Vielzahl in­
formeller Beteiligungsmöglichkeiten infrage. Initiati­
ven sollten diese Maßnahmen zum gegebenen Zeit­
punkt einfordern. 

ÜBERSICHT MÖGLICHER BETEILIGUNGSOPTIONEN  
FÜR DIE IMPLEMENTIERUNGSPHASE

– �Presse- und Öffentlichkeitsarbeit,  
Pressekonferenzen etc.

– �Informationskampagnen mit unterschiedlichen 
Themenschwerpunkten

– �thematisches Infomaterial, z. B.
	 · �Darstellung von Emissionen verschiedener Wärme­

technologien für verschiedene Gebäudetypen
	 · �Steckbriefe oder Ausstellung zu Best-Practice-

Beispielen aus anderen Kommunen
– �permanente Kontaktstelle, z. B. E-Mail-Adresse 

oder Bürger*innensprechstunde

– �Infomarkt, Messen oder Informationsstand  
auf Stadtfesten, Märkten o. Ä.

– �Informationsveranstaltungen, z. B. zu guten 
Umsetzungsbeispielen oder in Kooperation  
mit Energieberater*innen, Heizungshand- 
werksbetrieben, Wärmenetzbetreibern,  
Förderungsanbietern

– �Quartiersenergiegespräche mit 
Energieexpert*innen

– �Sanierungsbesichtigungen, Tag der offenen  
Sanierung
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–  Tag des offenen Heizungskellers, Nachbarschafts­
besuche, Besuch von Pilotprojekten etc.

– Besichtigungen  von Nahwärmenetzen
oder anderen Infrastrukturen

– Stadtteilspaziergänge,  z. B. mit Wärmebildkameras
– aktivierende  Befragungen, z. B. zu Bedarfen v on

Menschen in Gebieten der dezentralen Wärme­
versorgung oder zum Anschlussinteresse an 
geplante Wärmenetze

–  Datenspenden

– Beratungsangebote,  z. B. Bürgerberatungsbüros, 
kostenlose Energieberatungen

– Beteiligungs(bei)rat  bestehend aus Vertreter*innen 
verschiedenster Akteursgruppen

–  mitgestaltende Formate: Open­Space­ 
Konferenzen, Zukunfts­, Ideen­ und Planungs­
werkstätten, Planning for Real, World­Cafés, 
Bürger*innen kon ferenzen, Wärmebeiräte, 
Bürger*innenräte, Runde Tische, 
Bürger*innenhaushalt, Planungszellen

Quelle: UBA 2025b; dena/KWW 2025a; GermanZero 2024b

Abbildung 6: Informelle Beteiligungsmöglichkeiten nach Phasen der kommunalen  
Wärmeplanung und nach Beteiligungsgrad

Anmerkungen: WP = Wärmeplanung 
Quelle: eigene Darstellung

6.4 OPTION 3: EIGENINITIIERTE 
MÖGLICHKEITEN ZUR ÖFFENTLICHKEITS­
BETEILIGUNG 
Neben der Einforderung informeller Beteiligungs­
möglichkeiten, die durch die Kommune bereitge­
stellt werden, können Initiativen Beteiligungsformate 
auch selbst auf den Weg bringen und selbst am Pla­
nungsprozess teilnehmen, indem sie beispielswei­
se Expert*innen ausbilden oder Bürger*innen in der 
Wahrnehmung ihrer Rechter unterstützen. 

Eigene Angebote und Aktionen anbieten
Informationsaufbereitung: Da die Kommune der An­
forderung, die zahlreichen Informationen zur Wär­
mewende übersichtlich und zufriedenstellend aufzu­
bereiten, nicht immer nachkommt, ist es ratsam, als 
Initiative auch selbst erstellte Informationen anzubie­

ten. Diese Informationen können auf die eigene Ziel­
gruppe (Mieter*innen, das Quartier, Mitglieder etc.) 
zugeschnitten werden und führen zu einem höheren 
Aktionsgrad. Beispiele sind Flyer, Broschüren, Fact 
Sheets, Poster, Postkarten, Handreichungen oder So­
cial­Media­Posts zu verschiedenen Themen der Wär­
mewende, etwa zu den Vor­ und Nachteilen verschie­
dener Energieträger. Große Umweltverbände wie zum 
Beispiel der BUND und seine Regionalgruppen haben 
auch schon zahlreiche Materialien erstellt, die bestellt 
und in der Kommune verteilt werden können. Dies 
kann mit einer zielgerichteten Öffentlichkeitsarbeit und 
beispielsweise Social­Media­Kampagnen begleitet 
werden. Die Zielgruppen sollten von der Initiative über 
bestehende Fördermöglichkeiten und kostenlose Be­
ratungsangebote von Kommunen, Energieagenturen 
oder anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen 
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informiert werden, wie zum Beispiel die ehrenamtli­
chen Energiechecks des BUND Berlin (https://berliner-
energiecheck.de). Zu den Informations- und Unterstüt­
zungsangeboten zählen auch digitale Messsysteme 
wie Smart-Metering-Apps.

Informationsveranstaltungen: In den vorherigen 
Kapiteln wurden zahlreiche Formate für solche In­
formationsveranstaltungen vorgestellt. Auf Kiezfes­
ten, Wochenmärkten, Musikfestivals und in der Fuß­
gängerzone kann für sie geworben werden. Je nach 
Zielgruppe können sie zu ausgewählten Themen 
und mit Unterstützung von Fachexpert*innen statt­
finden. Es lohnt sich, Vertreter*innen aus Best-Prac­
tice-Kommunen einzuladen, die von ihrem Vorgehen 
berichten. Darüber hinaus können Solar- und Wär­
mepumpen-Parties mit Fachexpert*innen nach dem 
Vorbild von LocalZero organisiert werden (https://
mitmachen-wiki.germanzero.org/w/LocalZero:Solar-_
und_W%C3%A4rmepumpenparty). Aber auch Stadt­
teilspaziergänge, Ausflüge zu Vorzeigeprojekten, In­
fostände auf örtlichen Veranstaltungen können als 
Initiative organisiert und angeboten werden. Beson­
ders kreative und ausgefallene Formate sind beispiels­
weise Fotoaktionen, Gewinnspiele oder Videoaktio­
nen zu den privaten Wärmewendegeschichten von 
Bürger*innen (GermanZero 2025a).

Eigene Expert*innen ausbilden: Je nach Kapazi­
täten der lokalen Initiative oder des Netzwerks an Ini­
tiativen kann es sinnvoll sein, Eigenexpertise auszu­
bilden. Zum Beispiel können nach dem Vorbild des 
BUND Berlin Energiesparberater*innen oder auch 
Botschafter*innen für die Wärmewende ausgebildet 
werden. Das Ausbilden von Eigenexpertise hat den 
Vorteil, dass sich diese ehrenamtlichen Berater*innen 
in der eigenen Kommune engagieren können und da­
bei Fachwissen zur Wärmewende mitbringen. 

Unterstützung der Nachbarschaft: Große Initia­
tiven können Einkaufsgemeinschaften für Ther­
mostate oder Wärmepumpen bilden und so die 
Nachbarschaft mit reduzierten Preisen durch hö­
here Stückzahlen versorgen. Daneben können 
Mieter*inneninitiativen in sozial schwächeren Nach­
barschaften Mieter*innenberatungen durchführen 
und über die Wärmewende informieren (Verbraucher­
zentrale NRW 2024). Dabei gibt es zahlreiche Möglich­
keiten, die Mieter*innen bei der Wahrnehmung ihrer 
Rechte zu unterstützen. Beispielsweise können laut 
Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz (CO2KostAufG) 
in Mietsgebäuden ein Teil der CO2-Kosten von Vermie­
tenden eingefordert werden. Das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz stellt dafür einen eige­
nen Rechner bereit: https://co2kostenaufteilung.bun­
deswirtschaftsministerium.de/schritt1 (BMWK 2024). 
Auch der Deutsche Mieterbund (Deutscher Mieter­
bund 2024) und die Verbraucherzentrale Energiebe­
ratung (Verbraucherzentrale Energieberatung 2025) 
informieren über diese Möglichkeiten. Dadurch lässt 
sich auch Druck auf die Vermietenden zur energeti­
schen Sanierung ausüben. Mieter*innen können aber 

auch direkt dabei unterstützt werden, bei ihren Ver­
mietenden Heizungsoptimierungen, den Wechsel zu 
nachhaltigen Heizsystemen, Sanierungen oder Wär­
menetzanschlüsse anzufragen, um langfristig Heiz­
energie und ­kosten zu sparen. Gute Zeitfenster für 
die genannten Aktionsangebote sind zum Beispiel die 
Heizperiode, der Zeitpunkt der Heizkostenabrechnung 
oder wenn Bauarbeiten im Rahmen der Wärmewende 
vor der eigenen Haustür beginnen. In solchen Zeiten 
sind Mieter*innen tendenziell verunsichert und können 
Unterstützung durch Initiativen gebrauchen.

Gruppen bilden und Druck ausüben
Zusammenschluss mit anderen Initiativen: Insbeson­
dere für kleine Initiativen und Nachbarschaftsgruppen 
ist es sinnvoll, sich mit weiteren Verbündeten zusam­
menzutun. Häufig bestehen bereits lokale und regio­
nale zivilgesellschaftliche Netzwerke, denen sich ange­
schlossen werden kann. Das ist gerade dann hilfreich, 
wenn eine Initiative ohne Dachverband agiert oder 
wenn es sich um eine Initiative in einem ländlich ge­
prägten Raum mit wenig anderen Initiativen handelt. 
Kräfte zu bündeln ist sinnvoll und macht auch mehr 
Spaß. Ein gutes Beispiel ist die Initiative Soziale Wär­
mewende jetzt, ein bundesweites Netzwerk aus Akti­
ven der Klima- und Mieter*innenbewegung, das bis­
lang allerdings hauptsächlich in eher größeren Städten 
vertreten ist. Aber auch der Schulterschluss und Aus­
tausch mit anderen lokalen Bürger*inneninitiativen 
und zivilgesellschaftlichen Gruppen wie Nachbar­
schaftsinitiativen, Schulen, lokalen Vereinen, der Frei­
willigen Feuerwehr oder Gruppen bürgerschaftlichen 
Engagements in anderen Orten ist sinnvoll. Diese 
Gruppen sind alle von der Wärmewende betroffen und 
sollten für das übergeordnete Ziel einer nachhaltigen 
und bezahlbaren Wärmewende zu gewinnen sein. Ge­
rade in weniger dicht besiedelten Regionen schafft 
dies Motivation und deckt örtliches Know-how auf. Ge­
meinsam mit anderen Initiativen oder auch innerhalb 
der eigenen Initiative können darüber hinaus Arbeits­
gruppen zur Wärmewende gegründet werden. Zusätz­
lich sind diese Zusammenschlüsse auch für die Verant­
wortlichen der Wärmewende ein ernstzunehmender 
Faktor und üben Druck aus.

Öffentlichkeitsarbeit: Öffentlichkeitsarbeit ist im 
Zweifel ein gutes Druckmittel, um die Verantwortli­
chen zur konstruktiven Zusammenarbeit zu bewegen. 
Der Wärmeplanungsprozess und auch die anschlie­
ßende Umsetzung sollten von den Initiativen konst­
ruktiv kritisch begleitet werden. Neben der Übermitt­
lung von Forderungsschreiben, offenen Briefen oder 
Gesprächsanfragen an die Kommunalverwaltung oder 
Lokalpolitik zu kritischen Aspekten der Wärmeplanung 
sollten die eigenen Standpunkte in Pressemitteilungen 
oder über Berichte regionaler Medien Verbreitung fin­
den. Das Umwelt Institut München hat beispielsweise 
eine Vorlage für eine Pressemitteilung zum Ausschluss 
von Wasserstoffnetzen im Auftrag der Gruppen er­
stellt, die den offenen Brief «Wasserstoff nicht verhei­

https://co2kostenaufteilung.bundeswirtschaftsministerium.de/schritt1
https://co2kostenaufteilung.bundeswirtschaftsministerium.de/schritt1
https://soziale-waermewende-jetzt.de/
https://soziale-waermewende-jetzt.de/
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zen» unterzeichnet haben (Vorlage für Pressemittei­
lung: https://docs.google.com/document/d/1YpG6k
O2Fmz99yCIWDyjPSYHOjuemWZPq42d83ACuzik/
edit?tab=t.0; offener Brief: https://umweltinstitut.org/
wp-content/uploads/2024/03/Offener-Brief_Kosten­
falle-Wasserstoff_05.pdf). Des Weiteren können Initi­
ativen Forderungen auch mittels Bürgerbegehren, De­
monstrationen oder Kundgebungen stellen.

6.5 OPTION 4: ZUSÄTZLICHE  
MÖGLICHKEITEN DER BETEILIGUNG
Energiegemeinschaften 
Eine weitere Möglichkeit der Öffentlichkeitsbeteiligung 
bieten lokale gemeinwohlorientierte Energiegemein­
schaften, bei denen sich Menschen zusammentun und 
gemeinsam Energie produzieren und nutzen oder ver­
kaufen. Mittlerweile gibt es bereits rund 250 Wärmege­
meinschaften in Deutschland (DGRV o. J.a). Besonders 
interessant ist der Zusammenschluss von Bürger*innen 
zu Bürger*innen-Energiegemeinschaften. Die Finan­
zierung von Wärmenetzen wird eine zentrale Heraus­
forderung bei der Umsetzung der Wärmepläne dar­
stellen, sodass Energiegemeinschaften eine mögliche 
Lösung darstellen, insbesondere in eher ländlich ge­
prägten Räumen oder auch in ausgewiesenen Prüf­
gebieten oder Gebieten der dezentralen Versorgung, 
in denen beispielsweise Nahwärmenetze eine alterna­
tive Option darstellen können. So haben sich Wärme­
gemeinschaften bislang tendenziell dort gebildet, wo 
keine netzgebundene Versorgung realisiert wird (DGRV 
2024). Insbesondere im Gebäudesektor ermöglichen 
Energiegemeinschaften eine effizientere Nutzung er­
neuerbarer Energie, da sie Dachflächen gemeinschaft­
lich erschließen, lokal erzeugte Energie teilen und unter 
Umständen auch zur Netzentlastung beitragen können. 
Dadurch wird nicht nur der Primärenergieverbrauch ge­
senkt, sondern auch die soziale Dimension der Ener­
giewende gestärkt, da auch Mietende oder Haushal­
te mit geringem Einkommen partizipieren können. Sie 
stellen somit eine Möglichkeit dar, die Wärmewende 
ökologisch und nachhaltig umzusetzen, die lokale Wirt­
schaft anzukurbeln und durch die direkte organisatori­
sche und finanzielle Beteiligung der Bürger*innen für 
potenziell mehr Akzeptanz der Wärmewende zu sorgen 
(Klimabündnis Brandenburg 2025). § 21 Abs. 2 WPG 
gibt zudem explizit vor, dass Gemeinden mit mehr als 
45.000 Einwohnenden die Rolle von Energiegemein­
schaften in der Wärmeversorgung prüfen sollen.

Energiegemeinschaften können in verschiedenen 
Rechtsformen organisiert werden. Bürger*innen­
gemeinschaften organisieren sich häufig als einge­
tragene Genossenschaften, da diese den kollektiven 
Ansatz begünstigen und Investitionsaufwände ge­
meinschaftlich geteilt werden (DGRV o. J.b). Typische 
Beispiele sind Genossenschaften, die die Abwärme 
von landwirtschaftlichen Biogasanlagen nutzen.

Initiativen können ihren Zielgruppen mittels Informa­
tionsveranstaltungen oder Informationsmaterialien Hin­
weise auf bestehende Bürger*innengenossenschaften 

oder Informationen zur Neugründung an die Hand ge­
ben. Hierfür kann auf zahlreiche bereits publizierte Ma­
terialien zurückgegriffen werden: 
– �Website des Netzwerks für Bürger*innen-Energie­

gemeinschaften: https://netzwerk-energiewende-
jetzt.de 

– �Plattform für Erneuerbare-Energiegemeinschaften: 
Tipps für die ersten Schritte zur Gründung von 
Bürger*innen-Energiegenossenschaften: https://
erneuerbare-energie-gemeinschaften.de/wie-man-
anfaengt

– �Bundesgeschäftsstelle Energiegenossenschaften: 
Online-Austausch zu Genossenschaften zum Thema 
Wärmenetze und Wärmeplanung: https://erneuer­
bare-energie-gemeinschaften.de/webseminar-regel­
maessiger-austausch-fuer-genossenschaften-
zum-thema-waermenetze-und-waermeplanung 

Zusätzlich sollte die Kommune dazu aufgefordert wer­
den, solche Initiativen zu unterstützen. Das «Handbuch 
zur gesellschaftlichen Beteiligung an der kommuna­
len Wärmewende» des Umweltbundesamts gibt ei­
nen Überblick zu den Unterstützungsmöglichkeiten 
seitens Kommunen, die eingefordert werden können 
(UBA 2025b): 
– �Organisation von Veranstaltungen und Kampagnen, 

die Bürger*innen über Genossenschaften und die 
Gründung von Genossenschaften informieren

– �Organisation von Beratungsangeboten zu  
Wärmenetzgründung und -betrieb 

– �Einführung von Förderprogrammen, Zuschüssen 
und Darlehen für Wärmegenossenschaften

– �Unterstützung bei Flächensuche und -bereitstellung
– �Unterstützung der Vernetzung relevanter Akteure
– �Vorstellungen und Exkursionen zu erfolgreichen 

Wärmenetzgenossenschaften
– �Fachliche Unterstützung bei Machbarkeits-  

und technischen Analysen zu Wärmenetzen.

Letzte Ausfahrt – juristische Hebel 
Wer Stellungnahmen und Einwendungen im formel­
len Beteiligungsverfahren eingereicht hat und weiter­
hin oder nunmehr der Auffassung ist, dass die Planung 
rechtswidrig ist, kann dies gegebenenfalls gericht­
lich vor Veraltungsgerichten überprüfen lassen. Hier­
für muss die potenzielle Kläger*in gemäß § 42 Abs. 2 
Verwaltungsgerichtsordnung deutlich machen, in ih­
ren oder seinen Rechten verletzt zu sein. Ein solches 
verletztes Recht kann beispielsweise das Eigentums­
recht sein. Verletzte Mietrechte reichen in der Regel 
nicht aus. Ob es sinnvoll sein kann, den Klageweg zu 
beschreiten, ist aufgrund der vielfältigen Fragen nur in 
einem Gespräch mit einem oder einer auf Verwaltungs­
recht spezialisierten Anwält*in herauszufinden. Dies 
sollte man nicht scheuen. Welche Anwält*innen infra­
ge kommen, hängt auch vom Wohnort ab. Hilfreich ist 
hier die Plattform von Umweltanwälten, die auf Um­
welt- und Planungsrecht spezialisiert sind und auch in 
verschiedenen Orten Deutschlands tätig sind (http://
www.umweltanwaelte.de). 

https://docs.google.com/document/d/1YpG6kO2Fmz99yCIWDyjPSYHOjuemWZPq42d83ACuzik/edit?tab=t.0
https://docs.google.com/document/d/1YpG6kO2Fmz99yCIWDyjPSYHOjuemWZPq42d83ACuzik/edit?tab=t.0
https://docs.google.com/document/d/1YpG6kO2Fmz99yCIWDyjPSYHOjuemWZPq42d83ACuzik/edit?tab=t.0
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7 BEST-PRACTICE-BEISPIELE 

Kurzfassung: Im folgenden Abschnitt werden Best-
Practice-Beispiel aus verschiedenen Kommunen vor­
gestellt. Diese Beispiele bieten Orientierung, wenn die 
eigene Kommune zu mehr Beteiligung bewegt werden 
soll.

Wärmebeirat Wismar
Ende 2024 wurde auf Beschluss der Wismarer 
Bürger*innenschaft der Wärmebeirat Wismar gegrün­
det, in dem Vertreter*innen der Kommune, aus der Po­
litik, von den Stadtwerken, Wohnungsbaugesellschaf­
ten, Verbänden, Vereinen, der Hochschule sowie von 
Mieter*innen­ und Klimainitiativen den kommunalen 
Wärmeplanungsprozess beratend begleiten. Durch 
das Einbringen von Fragen und Anregungen durch die 
Beiratsmitglieder sollen Potenziale und Ideen für die 
Wärmeplanung aufgezeigt werden, die durch das für 
die Erstellung des Wärmeplans zuständige Planungs­
büro geprüft und bei Bedarf in den Planungsprozess 
aufgenommen werden. Der Wärmebeirat dient zudem 
der Schaffung von Transparenz über den Wärmepla­
nungsprozess für die Bevölkerung. Bislang hat der Bei­
rat viermal getagt. Bei den Treffen stellt das Planungs­
büro jeweils den aktuellen Stand der Wärmeplanung 
und neueste Ergebnisse dar und bietet Raum für Fra­
gen und Diskussionen (GermanZero 2025b). Dane­
ben hat die Stadt diverse Informationsveranstaltun­
gen für die Öffentlichkeit durchgeführt. Teil des Beirats 
sind beispielsweise der Mieterbund, die BUND­Grup­
pe Wismar und die Initiative GutesKlima Wismar, die 
teils durch Anfragen, teils auf Einladung Beiratsmit­
glieder wurden. Die Initiative GutesKlima Wismar gibt 
an, als Vertretung für Bürger*innen kritische Fragen zu 
stellen sowie Wissen und Vernetzungsangebote beizu­
steuern. Daneben plant GutesKlima Wismar gemein­
sam mit der Stadt nach Abschluss der Wärmeplanung 
einen Informationstag für die Öffentlichkeit zu veran­
stalten (GutesKlima Wismar, persönliches Gespräch, 
15.10.2025).

Team Wärmewende in Ulm
Im Jahr 2023 wurde der Ulmer Wärmeplan verabschie­
det (Stadt Ulm o. J.). Die Lokale Agenda Ulm 21, eine 
Nachhaltigkeitsinitiative, in der sich die Stadtverwal­
tung, die Bürger*innenschaft, Vereine, Initiativen und 
Unternehmen zusammengeschlossen haben, veran­
staltete daraufhin 2024 eine Ideenwerkstatt für die Öf­
fentlichkeit zur Umsetzung des Wärmeplans. Aus die­
ser Werkstatt entstand der ehrenamtliche Arbeitskreis 
Team Wärmewende, bestehend aus Vertreter*innen 
der Lokalen Agenda Ulm 21, dem Klimaschutzma­
nager der Stadt, der lokalen Energieagentur, Green­
peace Ulm/Neu­Ulm, LocalZero Ulm und einzelnen 
Bürger*innen. Das Team verfolgt das Ziel, die Wärme­
wende mit den Bürger*innen voranzubringen und die 
Menschen zum Umstieg auf erneuerbare Energien in 

ihren Gebäuden zu bewegen (GermanZero 2025c). Das 
Team trifft sich monatlich und hat eine erste Aktion in 
einem Ulmer Stadtteil durchgeführt, in dem ein An­
schluss an ein Wärmenetz künftig eher unwahrschein­
lich ist. Hierfür hat das Team im Stadtteil fünf für das 
Gebiet typische Pilothäuser ausgewählt, die in Zusam­
menarbeit mit einem Energieberater kostenlose Ener­
gie­Assessments (eine professionelle Analyse des 
Energieverbrauchs und der Effizienz des Gebäudes) er­
halten haben. Auf Basis dieser Assessments wurden 
energetische Steckbriefe für die Häuser erstellt, die als 
Beratungsgrundlage auf einer Mikromesse im Stadt­
teil dienten. Zu der Mikromesse lud das Team diverse 
Unternehmen der dezentralen Wärmeversorgung als 
Aussteller ein. So konnten Bürger*innen anhand der 
Steckbriefe schauen, welches der Häuser Gemein­
samkeiten mit dem ihren aufweist, und entsprechen­
de Beratungsgespräche mit den Herstellern führen. 
Für die gesamte Aktion konnte das Team Fördermit­
tel vom Land Baden­Württemberg nutzen. Das Team 
plant derzeit eine weitere solche Aktion in einen ande­
ren Stadtteil. LocalZero Ulm hat zudem unabhängig 
von seiner Mitarbeit im Team Empfehlungen zur Ener­
gie­ und Wärmewende ausgearbeitet und an lokale 
Fraktionsmitglieder herangetragen. Die Initiative plant 
außerdem, einen «Tag des offenen Heizungskellers» in 
Ulm durchzuführen (LocalZero Ulm, persönliches Ge­
spräch, 27.10.2025). 

Wärmerat Rostock
Rostock hat als eine der ersten deutschen Großstädte 
bereits 2022 seinen Wärmeplan durch die Bürgerschaft 
beschlossen (Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
o. J.). Die Erstellung des Wärmeplans wurde durch die 
Projektgruppe Wärmeplan begleitet, die als Gremium  
verschiedener Akteure die Einbindung diverser Per­
spektiven, auch der Bürgerschaft, sicherstellen sollte.  
So setzte sich die Projektgruppe aus Vertreter*innen 
der Verwaltung, der Bürgerschaft, der Agenda 21 Rat 
für nachhaltige Stadtentwicklung, des Verbands nord­
deutscher Wohnungsunternehmen, der Universität 
Rostock, der Stadtwerke und der energielenker pro­
jects GmbH zusammen (BürgerBegehren Klimaschutz 
2024). Zu Beginn des Wärmeplanungsprozesses führ­
te die Klimaschutzleitstelle Rostock eine Befragung un­
ter der Bevölkerung durch, in der sie nach ihren Einstel­
lungen zu verschiedenen Themen der Wärmewende 
befragt wurde. Die Bevölkerung wurde mittels Poster- 
und Postkartenaktionen im Stadtgebiet auf die Wärme­
planung und den Fragebogen aufmerksam gemacht 
(Kamlage/Silina/Arnold 2025). Zudem wurden in vier 
Foren die Rostocker Bürger*innen «regelmäßig zu Ziel­
stellungen, Arbeitsständen und (Zwischen-)Ergeb­
nissen des Wärmeplans informiert» (BürgerBegehren 
Klimaschutz 2024). Nach Beschluss des Wärmeplans 
wurde als Fortsetzung der Projektgruppe Wärmeplan 
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der Wärme-Rat etabliert, der die Umsetzung des Wär­
meplans begleitet und berät. Zu den Neumitgliedern 
des Wärme-Rats gehört beispielsweise auch der Mie­
terbund (Vogt 2024).

Klimawende Köln
Als 2024 der Wärmeplanungsprozess in Köln begann, 
traten die Bürger*inneninitiative Klimawende Köln, 
Greenpeace Köln und der NABU Köln an die Koordina­
tionsstelle Klimaschutz der Stadt heran, um ihr Interes­
se an der aktiven Teilnahme am Wärmeplanungspro­
zess zu bekunden. Daraufhin wurden sie von der Stadt 
in den Teilnehmendenkreis des Stakeholder-Prozesses 
aufgenommen, der durch zwei externe Agenturen or­
ganisiert und begleitet wird. Seit Beginn der Wärme­
planung wurde der feste Stakeholder-Kreis zu diversen 
Veranstaltungen eingeladen: einer Auftaktveranstal­
tung, Ergebnispräsentationen der Bestands- und Po­
tenzialanalyse, Workshops zu Gebietsausweisungen 
und zur Vorstellung des Wärmeplanentwurfs. Im Rah­
men dieser Veranstaltungen können die Stakeholder 
Feedback, Anregungen und Fragen zur Wärmepla­
nung einbringen. 

Klimawende Köln setzt sich darüber hinaus mittels 
verschiedener eigeninitiierter Aktivitäten für die Wär­
meplanung vor Ort ein (Klimawende Köln, persönli­
ches Gespräch, 31.10.2025). Bereits 2022 organisier­
te sie eine Podiumsdiskussion mit Vertreter*innen der 
Stadt, der Energieversorger, aus der Wissenschaft 
und der Energieagentur zur kommunalen Wärmepla­
nung (Klimawende Köln o. J.a). Im Jahr 2024 organi­
sierte sie gemeinsam mit Greenpeace Köln eine Wär­
mewendekampagne in einem Kölner Stadtteil, in dem 
sie für die Bürger*innen Informationsveranstaltungen 
gemeinsam mit der Stadt und der Verbraucherzentra­
le durchführte. Derzeit plant sie noch einen Tag des of­
fenen Heizungskellers (Klimawende Köln, persönliches 
Gespräch, 31.10.2025). 

In Reaktion auf die Zielszenarien der Wärmepla­
nung sendete Klimawende Köln an die Stadt gemein­
sam mit Greenpeace Köln, NABU Köln, Robinwood 
und biofuelwatch ein kritisches Forderungspapier zur 
geplanten Biomassenutzung für die Wärmeerzeugung 
(Klimawende Köln 2025). Nach Veröffentlichung des 
Wärmeplanentwurfs plant Klimawende Köln zudem, 
Bürger*innen auf die Möglichkeit zur Einreichung von 
Stellungnahmen zum Wärmeplan hinzuweisen. Zu­
dem will sie eine eigene Stellungnahme mit kritischem 
Blick auf die Themen Wasserstoff, Biomasse, Gasaus­
stieg und Dekarbonisierung der Fernwärme einreichen 
und für interessierte Bürger*innen veröffentlichen. Zu­
gleich wendet sich Klimawende Köln immer wieder mit 

Fragen und Empfehlungen an die Stadt und themati­
siert Themen der klimaneutralen Wärmeversorgung in 
halbjährlichen Treffen zwischen ihnen und dem lokalen 
Energie­ und Fernwärmeversorger. Diese Treffen sind 
aus einem Bürgerbegehren heraus entstanden, das die 
Klimawende Köln 2020 initiierte, um den Versorger zur 
Klimaneutralität zu verpflichten (Klimawende Köln, per­
sönliches Gespräch, 31.10.2025). Der Prozess endete 
Ende 2021 mit einem Mediationsverfahren zwischen 
Versorger, Stadt und Klimawende Köln sowie einem 
Ratsbeschluss zur Umstellung der Kölner Strom­ und 
Wärmeversorgung auf erneuerbare Energien bis 2035 
(Klimawende Köln o. J.b).

Bürger*innenrat Malchin
Um eine breitere Akzeptanz der Wärmewen­
de unter den Bürger*innen zu gewährleisten, be­
schloss die Stadtvertretung Malchin 2023, einen 
Bürger*innenrat zur kommunalen Wärmeplanung zu 
etablieren. Zunächst wurde eine Steuerungsgruppe 
mit Vertreter*innen aus der Stadtvertretung und der 
Bürger*innenschaft gegründet, die über die Zusam­
mensetzung und Ausgestaltung des Bürger*innenrats 
entschied. Per Losverfahren wurden 65 Malchiner 
Bürger*innen ausgewählt. Dabei wurde darauf geach­
tet, dass sich die Gruppe der Ausgelosten je zur Hälfte 
aus Frauen und Männern, aus Menschen zwischen 16 
und 40 sowie 41 und 80 Jahren zusammensetzt und 
dass ein Fünftel der Ratsmitglieder sich dem Anteil an 
den Einwohner*innen der Ortsteile entsprechend zu­
sammensetzt. 

18 der ausgelosten Bürger*innen folgten der Einla­
dung und nahmen am Bürger*innenrat teil, der sich 
in einem Zeitraum von zwei Monaten in vier Sitzun­
gen mit verschiedenen Fragen der Wärmeplanung be­
schäftigte. Zu jeder Sitzung waren Expert*innen mit 
Inputvorträgen geladen, anschließend wurde anhand 
von Leitfragen diskutiert: zum Beispiel «(Wie) Sollen 
die vorhanden Wärmenetze in Malchin ausgebaut wer­
den?» «Wie sollte ein Betreibermodell für das Wärme­
netz aussehen?». Per Abstimmung einigte sich der 
Bürger*innenrat anschließend auf Ergebnisse und for­
mulierte Handlungsempfehlungen, die im April 2024 
an die Stadtvertretung übergeben wurden (Bürger­
rat 2024; Zukunftshandeln MV 2024). Diese enthalten 
Empfehlungen zu den Themen «Information & Kom­
munikation», «Potenzialanalyse & Planungen», «Betrei­
bermodell» sowie «Nutzung von Biomasse, Photovol­
taik, Geothermie und Windenergie» (Bürgerrat Malchin 
2024). Mehrere der Empfehlungen sollen in der weite­
ren Planung der Stadt Berücksichtigung finden (Bür­
gerrat 2024).
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Abbildung 7: Beteiligungsmöglichkeiten an der kommunalen Wärmeplanung

PHASE 1: BESCHLUSS ZUR WÄRMEPLANUNG

Worum geht’s

Die Kommune beschließt die  
Durchführung einer Wärmeplanung 
inkl. öffentlicher Bekanntmachung: 
offizieller Startschuss der Phasen! Wichtige Fragen für  

Initiativen und Beteiligte

·  Liegt der Beschluss schon vor? 

·  Wie wird über den Beschluss informiert (welche Kanäle)?

·  Werden alle Zielgruppen erreicht (auch diskriminierte 
Gruppen)?

·  Sind zusätzliche Bekanntmachungen nötig?

·  Enthält der Beschluss alle Kriterien (Ziele, Zeitrahmen, 
zuständiger Verwaltungsbereich, Projektleitung, 
mit wirkende Ämter der Wärmeplanung, finanzielle 
Ressourcen zur Durchführung)?

PHASE 2:  
EIGNUNGS PRÜFUNG
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Das Ausschlussverfahren startet. 
In dieser Phase wird entschieden,  
welche Quartiere/Gebiete kein  
Wärmenetz (oder Wasser stoffnetz) 
bekommen!

Wichtige Fragen für Initiativen und Beteiligte

·  Plant die Kommune Wasserstoffnetzgebiete? 
(Sollte verhindert werden.) 

·  Falls Wasserstoffnetzgebiete geplant sind, sollten Nachweise 
zu realistischen und bezahlbaren Bezugsquellen eingefordert 
werden (um den Druck zu erhöhen, die Pläne fallenzulassen). 

· Ist  die Aufteilung in dezentrale Wärmegebiete, 
Wärmenetzgebiete und Prüfgebiete sachgerecht?

PHASE 3: BESTANDS- UND 
POTENZIALANALYSE

Worum geht’s

Bestandsanalyse: Hier werden die 
aktuelle Wärmeversorgung und die 
Wärmebedarfe evaluiert. Dazu zählt 
auch die Art der Versorgung und eine 
Identifikation des Gebäude bestands 
(Alter, Effizienz, Wärmedichte etc.).

Wichtige Fragen für Initiativen und Beteiligte

·  Wie ist die Qualität der Bestandsanalyse? 

·  Wird der Wärmebedarf inkl. der Versorgungsarten ersichtlich? 

· Ist  der Plan blockscharf aufgeschlüsselt? (Blockscharf bedeutet: 
Der Plan ist nicht grob für Quartiere aufge schlüsselt, sondern für einzelne Gebäudeblöcke!) 

·  Enthält der Plan Karten, die den Wärmebedarf räumlich darstellen (inkl. Netzinfrastrukturen 
& Wärmedichten in jeder Straße)? 

·  Gibt es Wärmesenken in der Kommune? Sollen sie sich in den kommenden Jahren verändern? 
(Gibt Aufschluss darüber, wo größere Gebäudesanierungen geplant sind! Wichtig für 
Kampagnen zur sozialen Abfederung von ener getischen Sanierungen und für eine Mitwirkung 
an Quartierskonzepten.) 

·  Ist die Analyse so detailliert wie möglich?

Potenzialanalyse: Basierend auf der Be stands analyse 
werden jetzt die Potenziale der Regionen erhoben.

1.  Wie hoch ist das Potenzial zur  erneuerbaren
Wärmeerzeugung?

2.  Welche Effizienz kann durch technische oder
andere Möglichkeiten erreicht werden, damit
der Wärmebedarf sinkt? (Gilt auch für industrielle
oder gewerbliche Prozesse.)

·  Stimmen die ausgewiesenen Potenziale? Sind alle  Möglich keiten 
zur er neuerbaren Wärmeversorgung erfasst? (Große Akteure
wie Energiever  sorger können den Plan zur Gewinnmaximierung  
beeinflusst haben.)

·  Sind ambitionierte kommunale Maßnahmen zur Senkung 
des Wärmebedarfs enthalten?

·  In dieser Phase ist es wichtig, Druck zu machen und darauf zu 
bestehen, dass die Potenziale ambitioniert nach ökologischen 
und sozialverträglichen Kriterien ausgewiesen werden.
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PHASE 4: ZIELSZENARIO UND EINTEILUNG 
IN WÄRME VERSOR GUNGS GEBIETE
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Zielszenario: Jetzt entsteht der Wärmeplan! Die Kommune 
formuliert im Zielszenario, wohin sie genau will. Hier erfolgt 
auch die flächenhafte Darstellung über die klimaneu trale  
Versorgung mit Zwischenschritten.
Im Zielszenario erfolgt die genaue Einteilung in  
Wärmeversorgungsgebiete. Das bedeutet:

1.  Die Kommune wird in verschiedene Gebiete mit
unterschiedlicher Wärmev ersorgung eingeteilt.

2. Für  jedes Gebiet wird die Art der Wärmev ersorgung
definiert und das Zieljahr, in dem diese Versorgung
vollständig sicher gestellt sein soll, wird festgelegt.

Wichtige Fragen für Initiativen und Beteiligte

·  Ist das Zielszenario auf eine klimaneutrale Wärmeversorgung 
ausgelegt?

·  Ist ein Wasserstoffnetzgebiet vorgesehen? (Wenn ja, sollte hier
massiv interveniert werden, denn Wasserstoff ist für die dezentrale
Wärmever sorgung eine teure Illusion! Die Ablehnung von 
Wasserstoffnetzgebieten sollte untermauert werden.)

·  Werden Wasserstoffnetzgebiete ausgewiesen, sollten 
folgende Prüfungen verlangt werden: 
 –  Welche Begründung liefert die Kommune für die Inklusion von 

Wasserstoff im Zielszenario gegenüber realistischen Alternativen?
–  Gibt es belastbare Kostenrechnungen zu Beschaffung und 

Endkund*innenpreisen?
–  Woher soll der Wasserstoff bezogen werden?
–  Plant die Gemeinde mit grünem Wasserstoff oder setzt 

sie auf fossilen Wasserstoff mit CCS?

·  Im Fall von mit Wasserstoff betriebenen Kraft­Wärme­Kopplungs­
Anlagen für Fernwärme sollte ebenfalls Folgendes kritisch 
hinterfragt werden:
–  Geht die Kommune von stromgeführten Anlagen mit jährlich 

sehr geringen Einsatzzeiten aus oder von wärmegeführten 
Anlagen mit hohen Voll laststunden? (Letzteres ist eine
Sackgasse, das Gas wird knapp und teuer werden.)

–  Insbesondere bei mehr als zehn Prozent Wasserstoff in 
der Fernwärme sollte energisch nachgehakt werden!

·  Werden alle sinnvollen Potenziale für Großwärmepumpen 
(Flächen sichern!) und unvermeidbare Abwärme ausgeschöpft?

·  Wird auf Biomasse oder Biogas in Wärmenetzen gesetzt?
–  Woher kommt die Biomasse (etwa Hackschnitzel oder 

das Substrat für Biogas)? (Nutzungskonflikte sollten
thematisiert werden.)

–  Soll Biomasse in Kraft­Wärme­Kopplungs­Anlagen zur 
Fernwärme versorgung in Spitzenzeiten als Alternative zu 
Wasserstoff eingesetzt werden oder soll sie Grundlast   ­Wärme 
liefern? (Letzteres ist in der Regel problematisch, denn
auch Biomasse ist begrenzt.)

·  Wächst der Anteil der Abfallverbrennung?
–  Zirkuläres Wirtschaften soll Rohstoffe im Kreis führen, 

Material und Energie einsparen – das Abfallaufkommen 
sollte also sinken, nicht steigen.

–  Existieren Abfallkonzepte für die Kommune? 
Sind die Bezugsoptionen schlüssig?

·  Die klimaneutrale Wärmeversorgung erhöht den Strombedarf!
–  Sind die Analysen und Ausbaupläne dafür schlüssig?
–  Werden Impulse für regional produzierten Ökostrom gesetzt?

·  Enthält das Zielszenario Angaben zu Meilensteinen, wann 
zum Beispiel welches Gebiet, welche Infrastruktur ausgebaut/
umgestellt wird?

·  Sind regionale Besonderheiten im Zielszenario angemessen 
berücksichtigt?

PHASE 5:  
UMSETZUNGS STRATEGIE

W
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s

Jetzt geht es an die Umsetzung. Alle 
Daten liegen vor. Der aktuelle Bedarf, 
Potenziale und Ziele sind definiert. Jetzt 
muss die Kommune eine Strategie mit 
festen Meilensteinen erstellen, die das 
Zielszenario in die Wirklichkeit über-
führt. Die Umsetzungs strategie wird in 
sogenannte Transforma tionspfade 
unterteilt.

Die Kommune hat die Wahl, den Plan 
oder Teile des Plans selbst umzusetzen. 
Sie kann aber auch Dritte damit beauf-
tragen.

Wichtige Fragen für Initiativen und Beteiligte

·  Werden tatsächlich Transformationspfade 
entwickelt?

·  Basieren die Transformationspfade auf 
den zuvor entwickelten Analysen?

·  Achtung: Auch hier können Energieträger 
wie Wasserstoff praktisch durch die Hintertür 
wieder Eingang in die Wärmeplanung finden, 
wenn große Verbraucher oder Energiever­
sorger in ihren eigenen Dekarbonisierungs­
plänen auf Wasserstoff setzen.

·  Sind alle Kriterien der Nachhaltigkeit und 
Sozial verträglichkeit gewahrt oder fallen 
Dinge unter den Tisch?
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